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Wasser

Schwindender See 
Aufgrund des Klimawandels und durch Über­
nutzung der Wasserressourcen schrumpft der 
Tschadsee. Die Folgen für Nigeria sind verhee­
rend, wie die Journalistin Damilola Oyedele 
beschreibt.  SEitE 21

Nach uns die Sintflut? 
Die Erderwärmung verändert die Verdunstung 
in den Ozeanen und die Häufigkeit und Intensi­
tät von Regenfällen. Die Folge sind Extrem­
ereignisse. Vielerorts ist entweder zu viel oder zu 
wenig Wasser verfügbar. Anpassung tut daher 
not, schreiben Daniel Nordmann und Till Below 
von der GIZ.  SEitE 24

„Jeder Bauer braucht ein gutes Klo“ 
Der Zugang zu Trinkwasser und Sanitäreinrich­
tungen gehört zu den Sustainable Development 
Goals (SDGs). Äthiopien und Malawi sind jedoch 
noch weit davon entfernt, es zu erreichen, wie 
das Interview mit Ibrahim Awol, stellvertre­
tender Leiter der Gesundheitsbehörde eines 
Distrikts in Äthiopien, und der Beitrag des 
 malawischen Journalisten Raphael Mweninguwe 
zeigen. SEitEn 28, 31

Trinkwasser aus der Wüste 
Das weltweit größte Reservoir fossilen Süßwas­
sers liegt unter der libyschen Wüste. Mittels 
eines riesigen Pipelinesystems versorgt es das 
Land mit Trinkwasser und mit Wasser für die 
Landwirtschaft. Der Journalist Moutaz Ali 
beschreibt das Mammutprojekt. SEitE 34

Langfristiger Strukturaufbau 
Der Bürgerkrieg im Südsudan hat große Teile der 
Infrastruktur zerstört. Die GIZ bemüht sich dort 
um bessere Trinkwasserversorgung und einen 
langfristigen Strukturaufbau im Bereich Wasser 
und Good Governance. Anke Peine und Chris­
tian Grünhagen, die die entsprechenden Pro­
gramme leiten, erläutern die Situation. SEitE 36

Globale Gefahr 
Im indischen Hyderabad, einem Zentrum der 
Pharmaproduktion, haben deutsche Wissen­
schaftler und Journalisten multiresistente Erre­
ger in Industrieabwässern gefunden. Welche 
Gefahren davon ausgehen, erklärt der Infekti­
onsmediziner Christoph Lübbert, der bei den 
Recherchen dabei war, im Interview. SEitE 38

titel: Mädchen an einem Brunnen in Äthiopien.  
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Es könnte grundlegender nicht sein: Ohne Wasser gibt es kein Leben. Der 
Mensch stirbt schon nach wenigen Tagen, wenn er nicht trinkt. Wasser ist 
das auf der Erde am häufi gsten vorkommende Element und das wichtigste 
Lebensmittel. Doch obwohl rund drei Viertel der Erdoberfl äche von Wasser 
bedeckt sind, haben hunderte Millionen Menschen nicht genug oder kein sau­
beres Trinkwasser. Nicht alle sterben deshalb. Aber viele leiden: Durch Was­
sermangel werden wichtige Funktionen des Körpers eingeschränkt.

Wer nur wenig Wasser zur Verfügung hat, der benutzt es zum Trinken 
oder Kochen. Dinge wie Körperpfl ege, Wäschewaschen, Geschirrspülen blei­
ben auf der Strecke. Wo kein Wasser ist, gibt es auch keine vernünftige Sa­
nitärversorgung. Bakterien fl orieren, Krankheiten haben leichtes Spiel. Zu 
Recht ist der Zugang zu sauberem Trinkwasser und sanitärer Grundversor­
gung seit 2010 ein Menschenrecht, auch dank der Millennium Development 
Goals (MDGs), mit denen die Weltgemeinschaft dieses Thema in den Fokus 
gerückt hat.

Doch damit nicht genug. Auch Tiere und Pfl anzen sind auf Wasser ange­
wiesen. Wenn eine Familie in einer Dürre mit ihrem Viehbestand ihr größtes 
Kapital verliert oder die Ernte des gesamten Jahres, ist das existenzbedro­
hend. Umgekehrt ist, wer bewässern kann, stark im Vorteil. Wasser schenkt 
nicht nur Leben, sondern auch Wohlstand.

Kein Wunder, dass um diese wertvolle Ressource seit jeher Konfl ikte 
toben – und in der Zukunft vermutlich umso mehr. Es heißt, Wasser sei das 
neue Öl: knapp, begehrt, lukrativ. Vor dem Hintergrund der wachsenden Welt­
bevölkerung und des Klimawandels wird die Verteilungsfrage in vielen Regi­
onen drängender – der Streit nimmt zu. Reich gegen Arm, Industrie gegen 
Landwirtschaft, kommerzielle Interessen gegen Gemeingut. Die fortschrei­
tende Privatisierung von Wasser ist eine besonders gefährliche Entwicklung.

An Anpassungsmaßnahmen an den Klimawandel, an gerechterer Vertei­
lung, an einem nachhaltigen Umgang mit Wasser führt kein Weg vorbei. Das 
Problem ist von globaler Bedeutung. Es betriff t auch Menschen, die in wasser­
reichen Gegenden leben, denn diese beuten auch Ressourcen in Ländern mit 
Wasserproblemen aus. Der externe Wasserfußabdruck, also der Verbrauch von 
Wasser aus anderen Ländern, ist beispielsweise in Deutschland größer als der 
interne Wasserfußabdruck, also die Nutzung heimischer Vorkommen.

In der Landwirtschaft wird das meiste Wasser verbraucht, vor allem in 
der industriellen. Die Fleischproduktion schluckt besonders viel, aber auch 
beliebte „Dritte­Welt­Produkte“ wie Baumwolle, Palmöl, Kaff ee und Kakao. 
Unbedachter Konsum heizt Konfl ikte im Gazastreifen an, lässt den Aralsee 
versalzen und zerstört das ökologische Gleichgewicht ganzer Regenwälder.

Um der globalen Verantwortung gerecht zu werden, hilft es auch, UN­
Forderungen zu beherzigen. Dazu gehören Subventionen für effi  ziente Bewäs­
serungsmethoden und extensive Landwirtschaft. Weniger Atom­ und Kohle­
kraftwerke, da sie viel Wasser zum Kühlen brauchen, dafür mehr Investitionen 
in erneuerbare Energien. Weniger Pestizide und andere Chemikalien, die das 
Grundwasser verseuchen. Mehr Kläranlagen, da Abwässer – auch aus der In­
dustrie – größtenteils unbehandelt im Meer landen. Schutz der vorhandenen 
Grundwasserreserven. Was die Welt braucht, ist, kurz gesagt, eine Wasserwende.

   im Dossier auf unserer 

website fi nden Sie alle 

Essays aus diesem 

Schwerpunkt sowie weitere 

verwandte Beiträge: 

www.dandc.eu/node/3051

EDitoriAl

Wasserwende

Aufgeklärtes Eigeninteresse
US­Präsident Donald Trump scheint keine 
Notwendigkeit für staatliche Entwicklungs­
hilfe (offi  cial development assistance – ODA) 
zu erkennen, wie seine Pläne für den 
Staatshaushalt 2018 zeigen. Scott Morris 
von der Denkfabrik Center for Global 
Development erklärt im Interview, was 
Trumps Pläne für die USA und die Welt 
bedeuten.  SEitE 16

„Kleiner Krieg“ bald zu Ende?
In Mosambik haben Präsident Filipe Nyusi 
und Oppositionschef Afonso Dhlakama eine 
Grundsatzeinigung in den strittigen Fragen 
erzielt, die 2013 zu einem neuen „kleinen 
Krieg“ geführt hatten. Ein Ende des Kon­
fl ikts  scheint in Sicht, schreiben der Leiter 
der Deutschen Auslandshandelskammer 
in Maputo, Friedrich Kaufmann, und der 
Sozialökonom Winfried Borowczak. 
 SEitE 13
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Zuckerschlacht in Mexiko
Mit einer Softdrink­Steuer, die Pioniercha­
rakter hat, kämpft Mexiko gegen Fettleibig­
keit und Diabetes. Doch die Industrielobby 
schlägt zurück – sogar mit Spionagesoft­
ware. Die Journalistin Sonja Peteranderl 
beschreibt die Lage. SEitE 14

kAtJA DomBrowSki

ist redakteurin von E+Z 

Entwicklung und Zusammenarbeit / 

D+C Development and Cooperation.

euz.editor@fs-medien.de

https://www.dandc.eu/de/contributors/katja-dombrowski
https://www.dandc.eu/de/briefings/wasser-die-essenzielle-ressource
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GlobalisiErunG

Wandel im ländlichen Raum

um Hunger und armut ein Ende zu setzen, 
müssen Chancen und infrastruktur in agrar-
regionen besser werden. unternehmertum 
und die schaffung von arbeitsplätzen hän-
gen von den richtigen rahmenbedingungen 
ab.

Von Ellen Thalman

Aus Sicht des Präsidenten der Afrika-
nischen Entwicklungsbank (African Deve-
lopment Bank – AfDB), Akinwumi Adesina, 
droht dem Kontinent ein „Katastrophen-
dreieck“: Armut, Jugendarbeitslosigkeit 
und Klimawandel sind die Eckpunkte. Sie 
machen junge Menschen für extremistische 
Agitation empfänglich und lassen manche 
sogar zu Terroristen werden. Adesina hätte 
gern so etwas wie einen Index der Armuts-
beseitigung (poverty eradication index), 
um Entscheidungsträgern an den Zielen zu 
messen, die sie sich selbst gesetzt haben. 

Die Kernaufgabe ist, jungen Leuten 
Chancen zu verschaffen – und zwar beson-
ders im ländlichen Raum. In Afrika kom-
men bis 2030 rund 440 Millionen Men-
schen neu auf den Arbeitsmarkt, auf dem 
bereits Konkurrenz herrscht. Es gibt nicht 
genug Jobs. Gut bezahlte Beschäftigung ist 
selbst in den schnell wachsenden Städten 
kaum zu finden – und auf dem Land, wo 
noch immer die meisten Afrikaner leben, 
ist die Lage noch schlimmer. Wachsende 
Bevölkerung bedeutet aber auch steigende 

Lebensmittelnachfrage – und Agrarre-
gionen könnten von der Belieferung der 
Städte profitieren. 

Die Masse der Kleinbauern ringt um 
ihr Dasein, und viele stecken in der Sub-
sistenzlandwirtschaft fest. Zugleich sind 
manche Agrarunternehmer sehr erfolg-
reich – wie zum Beispiel Noi Paulina Sele-
pe. Sie ist ausgebildete Lehrerin, hat aber 
eine Hühnerzucht aufgebaut. In wenigen 
Jahren ist ihre Produktion auf mehrere 
tausend Vögel im Monat angewachsen. 
Ihr Erfolg beruht darauf, dass sie sich mit 
anderen zusammengeschlossen hat, um 
Hotels und Supermärkte in ihrer Region zu 
beliefern. 

Mittlerweile vertritt sie als General-
sekretärin der National Lesotho Farmers 
Union 36,000 Landwirte. „Mein Traum 
ist, das Leben anderer Menschen zu verän-
dern“, sagt sie. Sie sieht gute Chancen für 
junge Leute, die clever in Agrarproduktion 
investieren, und rät zur Nutzung moderner 
technischer Möglichkeiten. 

Unternehmertum ist wichtig, sagt 
auch Nobelpreisträger Muhammad 
Yunus. Der Gründer der weltbekannten 
Mikrofinanzinstitution Grameen Bank in 
Bangladesch betonte Ende April auf einer 
Konferenz in Berlin, Menschen seien Un-
ternehmer. Die Tagung „EINEWELT ohne 
Hunger ist möglich“ wurde im Auftrag des 
Bundesministeriums für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung veran-

staltet. Viele Millionen junger Afrikaner 
können laut Yunus eigene Betriebe starten 
und verdienen dabei Unterstützung. 

Tony Elumelu, einer der erfolgreichs-
ten Unternehmer Nigerias, sieht die Dinge 
in einem ähnlichen Licht. Er hat 2010 eine 
Stiftung mit dem Ziel gegründet, inner-
halb eines Jahrzehnts 100 Millionen Dollar 
in Start-ups zu stecken. Die Stiftung stellt 
Startkapital bereit und bietet Bewerbern 
auch Coaching an. Elumelu sagt, Afrikaner 
müssten Führungsrollen übernehmen. 

Unternehmer brauchen aber auch ein 
geeignetes Umfeld. Mo Ibrahim, der suda-
nesisch-britische Unternehmer und Phi-
lanthrop, nennt in diesem Zusammenhang 
solide Regierungsführung, Menschenrech-
te, Schutz vor Diskriminierung und zuver-
lässige Infrastruktur. „Wie wollen Sie ein 
Unternehmen führen, wenn es keinen elek-
trischen Strom gibt?“ fragt er rhetorisch. 

Seit viel zu langer Zeit stützen sich 
afrikanische Volkswirtschaften vor allem 
auf den Export von Rohstoffen. Die Erlöse 
aus Bergbau, Öl- und Gasförderung wurden 
nicht zur Diversifizierung genutzt. Nun 
verdient die ländliche Entwicklung end-
lich mehr Aufmerksamkeit. Ibrahim sagt, 
niemand wolle an Orten „ohne Licht, ohne 
Breitband, ohne gute Schulen und ohne 
gute Gesundheitseinrichtungen“ leben. 

Die Konferenzteilnehmer verab-
schiedeten eine „Charta von Berlin“ (siehe 
Kasten, S. 5). Sie ruft die G20-Regierungen 
dazu auf, transformativen Wandel zu för-
dern. Als wichtige Mittel dafür nennt sie 
Investitionen in den Ausbau von Infra-
struktur und Dienstleistungen sowie groß-
angelegte, aktive Arbeitsmarktpolitik. Das 
Ziel ist, bis 2025 mindestens 600 Millionen 
Menschen vom Hunger zu befreien. 

Beschäftigung zu schaffen und die 
Perspektiven junger Menschen in Agrarre-
gionen zu verbessern, gehört zu den Zielen, 
welche die Bundesregierung bei ihrer ak-
tuellen G20-Präsidentschaft verfolgt. Aus 
Sicht von Bundesentwicklungsminister 
Gerd Müller hängt die Zukunft der Mensch-
heit vom ländlichen Raum ab. Die Beendi-
gung von Hunger und Armut sei möglich, 
und die Landflucht könne gestoppt wer-
den. Innovationen und neuer Schwung in 
Agrarregionen könne auch die Welternäh-
rung sicherstellen. Um Globalisierung fair 
zu gestalten, müsse die internationale Po-
litik jedoch gewährleisten, dass der länd-
liche Raum nicht vernachlässigt wird.

Frisches Gemüse  

für städter – damit 

lässt sich Geld 

verdienen, zum 

beispiel in nairobi. 

https://www.dandc.eu/de/contributors/ellen-thalman
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Konkrete Ziele

Regierungen sollen in der 
Agrar-, Ernährungs- und Ar-
mutsbekämpfungspolitik Stra-
tegien verfolgen, um bis 2025 
mindestens 600 Millionen 
Menschen aus Hunger und Un-
terernährung zu befreien und 
die Jugendarbeitslosigkeit zu 
halbieren. Das fordert die Char-
ta von Berlin, die sich insbe-
sondere an die G20 und die UN 
wendet. 

Dem Dokument zufolge 
sind „bedeutsame, quantifi -
zierte und zeitlich defi nierte“ 
Maßgaben für die Beschäfti-
gungspolitik in Agrarregionen 
nötig. Folgende Prioritäten 
werden benannt: 

 � Beendigung der aktuellen 
Ernährungskrise in Ostafrika 
und anderswo, 

 � stärkere Agrarförderung 
in Regionen, die von Dürren 
und anderen Auswirkungen 
des Klimawandels betroff en 
sind, 

 � Verbesserung der Bil-
dungs- und Berufsbildungs-
chancen junger Menschen und

 � besserer Zugang zu Infor-
mations- und Kommunikati-
onstechnik. 

Die Charta gehört zur Vor-
bereitung der deutschen G20-
Präsidentschaft und entspricht 
den Nachhaltigkeits-Entwick-
lungszielen (Sustainable Deve-
lopment Goals – SDGs) der UN. 

Um diesen Ansprüchen 
gerecht zu werden, müssen die 
Akteure mit den Zielgruppen, 
die sie unterstützen wollen, 
zusammen arbeiten. Besonde-
re Aufmerksamkeit verdienen 
der Charta zufolge Frauen und 
Jugendliche, die in ländlichen 
Gegenden von Entwicklungs-

ländern meist kaum Gehör fi n-
den. Junge Menschen sollten 
bei Unternehmensgründungen 
beispielsweise in der Landwirt-
schaft unterstützt werden. 

Wie die Charta ausführt, 
spielen kleine Höfe und Fische-
reibetriebe eine wichtige Rolle – 
unter anderem, weil sie über ört-
liches Wissen verfügen. Wenn 
Innovationen von den Dörfern 
ausgehen sollen, müssten lo-
kale Akteure und Kommunal-
verwaltungen mehr Einfl uss 
bekommen. Organisationen von 
Jugendlichen, Frauen und Bau-
ern sowie die Zivilgesellschaft 
generell müssten ermutigt wer-
den, Behörden auf die Finger 
zu schauen. Allzu oft werden sie 
davon noch abgehalten. 

Da viele Menschen vom 
Land abwandern und neue 
Chancen in den Städten su-

chen, muss ländliche Entwick-
lung im Zusammenhang mit 
der urbanen Entwicklung ge-
sehen werden. Die Charta hält 
fest, dass Städte dazu beitragen 
können, regionale Ungleich-
heit zu reduzieren und wichtige 
Verbindungspunkte darzustel-
len. Sinnvoll seien Investiti-
onen in die Infrastruktur und 
Anreize, damit Kleinbauern an 
Märkte angebunden werden. 
Zugleich verdienten alle Men-
schen, die sich nicht selbst ver-
sorgen könnten, Schutz. Ihre 
Menschenrechte auf Nahrung, 
Wasser und Sanitärversorgung 
müssten gewährleistet werden. 

Um ländliche Armut 
langfristig zu bekämpfen, sind 
privatwirtschaftliche Investiti-
onen besonders wichtig. Sozial 
verantwortliche Unternehmen 
müssten im ländlichen Raum 

Dienstleistungen bereitstellen 
und Jugendlichen Arbeit ge-
ben, heißt es. Relevant seien 
der Zugang zu Finanzdienst-
leistungen, verbindliche Ver-
träge und gerechte Bezahlung. 
Zudem fordert die Charta die 
Beachtung ökologischer Fol-
gen. Innovative Finanzdienst-
leistungen seien wichtig. 
Genannt werden dabei zum 
Beispiel Mikrorisikokapital und 
Ausfallbürgschaften.
 

linK

Charta von berlin (englisch):

http://www.bmz.de/de/

zentrales_downloadarchiv/

themen_und_schwerpunkte/

ernaehrung/170427_Berlin-

Charter-en-fi nal.pdf F o
to

: d
em

blumenfarm in Kenia – ländliche unternehmen können in globale lieferketten eingebunden werden.

http://www.bmz.de/de/zentrales_downloadarchiv/themen_und_schwerpunkte/ernaehrung/170427_Berlin-Charter-en-final.pdf
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Entwicklungspolitik  
als Querschnittsthema

Entwicklungspolitik spielt in Deutschland 
eine immer größere Rolle. Die Bundesregie-
rung misst ihr mehr Bedeutung bei, und auch 
die Aufmerksamkeit in Medien und Öffent-
lichkeit ist gestiegen. Das liegt unter ande-
rem an der Flüchtlingskrise und der Rolle, die 
der staatlichen Entwicklungshilfe (official 
development assistance – ODA) bei ihrer 
Bewältigung zugeschrieben wird.

Von Katja Dombrowski

Der Etat des Bundesministeriums für wirt-
schaftliche Entwicklung und Zusammen-
arbeit (BMZ) ist in diesem Jahr mit € 8,5 
Milliarden auf einem historischen Höchst-
stand. Er ist um rund ein Drittel größer als 
zu Beginn der Legislaturperiode. Die ODA-
Leistungen der gesamten Bundesregierung 
werden noch einmal deutlich höher sein: 
Sie lagen 2015 bereits bei rund dem dop-
pelten Betrag (€ 16,2 Milliarden), und auch 
hier ist die Tendenz steigend. 

Deutschland ist weltweit der zweit-
größte Geber von Entwicklungshilfe hinter 
den USA und hat es mit der Aufstockung 
der Gelder 2016 erstmals geschafft, seine 

internationale Verpflichtung zu erfüllen, 
mindestens 0,7 Prozent des Bruttonatio-
naleinkommens für Entwicklungshilfe aus-
zugeben. Kritiker weisen darauf hin, dass 
dieser Wert nur erreicht wurde, weil Ausga-
ben für Flüchtlinge innerhalb Deutschlands 
eingerechnet wurden. Sonst läge die ODA-
Quote bei 0,52 Prozent.

Ziel von Bundesentwicklungsminister 
Gerd Müller ist es, das 0,7-Prozent-Ziel in 
der nächsten Legislaturperiode auch ohne 
die Flüchtlingsausgaben im Inland zu er-
reichen. Die Rolle der Entwicklungshilfe bei 
der Bekämpfung von Fluchtursachen muss 
seiner Meinung nach wachsen: „Es wären 
Hunderttausende mehr nach Deutschland 
gekommen, wenn sie nicht die Hand der 
deutschen Entwicklungshilfe vor Ort ge-
reicht bekommen hätten. Diese Hilfe muss 
verstärkt werden“, sagte Müller bei der Vor-
stellung des 15. Entwicklungspolitischen 
Berichts der Bundesregierung Ende April 
vor dem Bundestag in Berlin.

Der alle vier Jahre erscheinende Be-
richt zeigt die entwicklungspolitische Ar-
beit der Bundesregierung auf und stellt 
ein Programm für die Zukunft auf. Müller 

nennt die wachsende Erdbevölkerung und 
den Klimawandel als Beispiele für globale 
Herausforderungen, auf die Entwicklungs-
politik reagieren müsse. Ein besonderes 
Anliegen ist ihm die gerechte Gestaltung 
von Globalisierung, wofür Entwicklungs-
politik der Schlüssel sei. „Globale Märkte 
brauchen Regeln. Das möchte ich über die 
dreieinhalb Jahre meiner Amtszeit schrei-
ben.“

Müller nennt drei neue Schwer-
punkte, die das BMZ unter seiner Leitung 
gesetzt habe: ländliche Entwicklung, Bil-
dung – vor allem berufliche Ausbildung 
– und Gesundheit. Beispielsweise wurden 
14 sogenannte Grüne Innovationszentren 
aufgebaut und damit laut dem Entwick-
lungspolitischen Bericht die wirtschaft-
liche Situation von 800 000 kleinbäu-
erlichen Betrieben verbessert. Mit dem 
Pilotprojekt „Unternehmerische Universi-
täten in Afrika“ verstärke das BMZ sein En-
gagement für Berufs- und Praxisorientie-
rung in der tertiären Bildung weiter. Und 
die Erfahrungen mit der Ebola-Epidemie 
2014 mündeten in einen Sechs-Punkte-
Plan der Bundesregierung zur verbes-
serten Krisenreaktion.

Der Schwerpunkt der bilateralen 
Zusammenarbeit „ist und bleibt Afrika“, 
heißt es im Bericht. Das kommt unter an-
derem in der „Partnerschaft mit Afrika“ 
zum Ausdruck, die die Bundesregierung 
im Rahmen ihrer G20-Präsidentschaft 
vorantreibt, sowie im „Marshallplan mit 
Afrika“, den Müller auf den Weg gebracht 
hat (s. E+Z/D+C e-Paper 2017/02, S. 6 und 
2017/05, S. 20). Die Zusammenarbeit soll 
im Dialog weiterentwickelt werden. Im 
Vorwort des Berichts schreibt der Minister: 
„Die afrikanischen Länder müssen ebenso 
wie unsere anderen Partnerländer mehr 
Eigenverantwortung übernehmen und ih-
ren Weg in die Zukunft selber bestimmen.“

Generell müsse Entwicklungspoli-
tik „in ganz neuen Dimensionen“ gedacht 
werden: „Nachhaltige Entwicklung ist 
Aufgabe aller Politikfelder – von der Wirt-
schafts- und Handelspolitik über die Um-
welt- und Agrarpolitik bis zur Außen- und 
Sicherheitspolitik“, betont Müller. Folg-
lich gehöre sein Ministerium nicht an den 
Rand, sondern „in die Mitte des Kabinetts“. 
Zudem will er private Investitionen stärker 
fördern und wünscht sich, dass die EU eine 
„wesentlich stärkere Rolle“ übernimmt.

Die Bedeutung der 

Entwicklungspolitik 

hat auch aufgrund 

der Flüchtlingskrise 

zugenommen. Diese 

Frau wurde auf dem 

Mittelmeer gerettet 

und kommt in Italien 

an. 

https://www.dandc.eu/de/contributors/katja-dombrowski
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Kontinuität fördern

Die Entscheidungsträger der G20 stehen 
unter Rechtfertigungsdruck. Es wird zuneh-
mend in frage gestellt, ob dieses informelle 
forum der wichtigsten Volkswirtschaften 
effektiv zur lösung gesellschaftlicher 
 Probleme wie der wachsenden Ungleich-
heit beitragen kann. Die t20 – eine Gruppe 
von thinktanks aus den Mitgliedsländern – 
bieten Rat.

Von Axel Berger

Die G20 haben ihre Agenda über den wirt-
schafts- und finanzpolitischen Kern hinaus 
auf Themen wie Beschäftigung, Klima-

schutz und Entwicklung ausge-
weitet. Unter deutschem Vorsitz 
stehen zudem auch Migration 
und Flucht, Gesundheit und die 
Zusammenarbeit mit Afrika zur 
Diskussion. 

Der Gipfel wird nicht 
leicht werden. Es ist mit mas-
siven Protesten von Bürgern 
zu rechnen. Und auch bei den 
Verhandlungen der Staats- und 
Regierungschefs muss die Bun-
desregierung voraussichtlich 
Krisenmanagement betreiben. 
US-Präsident Donald Trump 
stellt Grundpositionen der G20 
– etwa gegen Handelsprotekti-
onismus und für Klimaschutz 
– in Frage. Solche Konflikte kön-
nen die Handlungsfähigkeit der 
G20 behindern und deren Legi-
timität untergraben.

Vor diesem Hintergrund 
stehen auch die Thinktanks der 
G20-Länder vor neuen Heraus-
forderungen. Sie sind aufge-
rufen, Lösungsvorschläge für 
globale Probleme zu erarbeiten. 
Hierfür arbeiten sie zunehmend 
in Netzwerken, die Wissen aus 
unterschiedlichen Disziplinen 
und Ländern bündeln. Diese 
Netzwerke müssen angesichts 
der jährlich wechselnden G20-
Präsidentschaft und damit 

variierenden politischen Prioritäten auf 
Kontinuität angelegt sein. Thinktanks sind 
zugleich wichtige Multiplikatoren interna-
tionaler wissenschaftlicher und politischer 
Diskurse in ihren Ländern. 

Thinktanks aus den Mitgliedslän-
dern kooperieren seit 2012 im Rahmen der 
Think20 (T20) und erarbeiten Lösungsvor-
schläge für die G20. Während der deutschen 
G20-Präsidentschaft hat die T20 ihre Ar-
beitsweise auf eine neue Grundlage gestellt. 
Im Vordergrund stehen die Stärkung des 
Netzwerks der beteiligten Institute, die Sys-
tematisierung des Austauschs mit der G20 
und die Verstetigung der Arbeit der T20. Ein 

Novum war die Schaffung der „T20 Africa 
Standing Group“ aus Thinktanks aus Afrika 
und den G20-Ländern, die sich in den kom-
menden Jahren regelmäßig treffen und die 
G20 zu afrikaspezifischen Themen beraten 
werden. Zudem konnte durch Unterstützung 
des Bundesministeriums für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) 
die Beteiligung von Forschern aus Schwel-
lenländern am T20-Prozess verbessert wer-
den. Die Arbeit koordiniert haben das Deut-
sche Institut für Entwicklungspolitik (DIE) 
und das Kieler Institut für Weltwirtschaft. 

Neue T20-ArchiTekTur 

Der Fokus des T20-Prozesses liegt 2016/17 
auf der Etablierung themenspezifischer 
Taskforces, in denen Wissenschaftler for-
schungsbasierte Politikempfehlungen für 
die G20 erarbeiten. Die Taskforces greifen 
neben klassischen wirtschafts- und finanz-
politischen Themen auch wichtige entwick-
lungspolitische Themen auf, etwa die Nach-
haltigkeits-Entwicklungsziele (Sustainable 
Development Goals – SDGs), Ungleichheit, 
nachhaltige Entwicklung in Afrika und Kli-
mawandel. Als unabhängiges Netzwerk ar-
beitet die T20 auch an zukunftsweisenden 
Konzepten, die aktuell in der G20 noch 
nicht konsensfähig sind. 

Die wichtigsten Produkte der Task-
forces sind Policy Briefs, in denen die For-
scherteams konkrete Vorschläge machen. 
Zur Vorbereitung des Hamburger Gipfels 
sind mehr als 60 Policy Briefs entstanden. 
Sie wurden mit G20-Entscheidungsträgern 
diskutiert und frühzeitig den Arbeitsgrup-
pen der G20 zugestellt, um den Politik- und 
Entscheidungsprozess der Fachexperten zu 
unterstützen. Sie sind online auf der G20 In-
sights Platform zugänglich.

Diese Plattform soll sich über die deut-
sche Präsidentschaft hinaus zum zentralen 
Knotenpunkt entwickeln und Politikkohä-
renz über mehrere G20-Präsidentschaften 
hinweg fördern. Auch die Arbeit der Task-
forces soll verstetigt werden, um so ein Ex-
pertennetzwerk aufzubauen, das Wissen 
über globale Herausforderungen mit natio-
nalen Lösungsansätzen zusammenbringt.

linkS

G20 insights Platform:

http://www.g20-insights.org/

Deutsche t20-koordination:

http://www.t20germany.org/

Gesundheit und Armutsbekämpfung stehen auf der 

Agenda: Patientin in einem krankenhaus in Bangladesch.

http://www.g20-insights.org/
http://www.t20germany.org/
https://www.dandc.eu/de/contributors/axel-berger
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Flucht und Migration  
als globale Aufgabe

Die Steuerung und Bewältigung von Flucht 
und Migration stellt viele länder vor immer 
größere Herausforderungen. Es fehlt an poli-
tischen Rahmenbedingungen, um die verän-
derten Wanderungsprozesse auf globaler 
Ebene zu regeln, bemängelt eine aktuelle 
Studie der Stiftung Wissenschaft und Politik 
(SWP).

Von lea Diehl

Regierungen sind beim Thema Flucht und 
Migration hin- und hergerissen, erklären 
die Autoren Steffen Angenendt und Anne 
Koch. Einerseits betrachteten sie Migra-
tionspolitik als nationale Angelegenheit, 
andererseits sei klar, dass sich Migrations- 
und Flüchtlingsströme heute nicht mehr im 
Alleingang bewältigen lassen. Erschwerend 
hinzu komme, dass sich Flucht und Mi-
gration immer mehr vermischten und sich 
Flüchtlinge und Migranten Wanderwege 
teilten. Die Autoren sprechen von gemisch-
ter Wanderung.

Angenendt und Koch stellen fest, dass 
bestehende Rahmenbedingungen nicht alle 
Formen von Wanderung abdecken. Wäh-
rend die Genfer Flüchtlingskonvention 
die Unterzeichnerstaaten zum Schutz von 
Flüchtlingen verpflichte, sei die Entschei-
dung, Migranten aufzunehmen oder nicht, 
interessengerichtet und unterliege staatli-
cher Souveränität. 

Die SWP-Experten machen deutlich, 
dass globale Rahmenbedingungen derzeit 
nicht auf gemischte Wanderung ausgerich-
tet und deshalb nur eingeschränkt wirksam 
seien. Besonders in der Migrationspolitik 
seien Institutionen und Kooperationen zu 
stark fragmentiert; Abkommen splitteten 
sich in regional und bilateral auf. Die Wis-
senschaftler betonen aber auch, dass sich 
internationale Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet verbessert habe: Ein Beispiel dafür  
sei die Berücksichtigung von Flucht und 
Migration in den Entwicklungs-Nachhaltig-
keitszielen (SDGs). 

Für die Neuausrichtung einer Global 
Migration Governance stellt die Studie die 
Vor- und Nachteile verschiedener Optionen 
vor. Eine Möglichkeit sei, bisherige Struk-
turen und regionale Kapazitäten auszuwei-
ten. Das würde Vertrauen schaffen und das 
Einrichten gemeinsamer Standards erleich-
tern. Jedoch fehlten aus Sicht der Autoren 
Voraussetzungen, um Strukturen wie die der 
Internationalen Organisation für Migration 
(IOM) zu erweitern. 

Eine weitere Option sei eine Reform der 
IOM entsprechend aktueller Entwicklungen 
zu einer Art Weltmigrationsorganisation. Die 
SWP-Autoren weisen aber darauf hin, dass 
eine Konzentration migrationspolitischer 
Anliegen in einer einzigen Organisation pro-
blematisch sein kann. Auch in dem Ausbau 
aktueller Strukturen in Form eines UN-Migra-
tionssekretariats sehen Angenendt und Koch 
eine Möglichkeit, um mit Veränderungen 
umzugehen. Wobei sie hinzufügen, dass eine 
Konkurrenz zur IOM zu vermeiden sei. 

Wie die Rahmenbedingungen in den 
Herkunfts- und Aufnahmeländern aussehen 
sollen, ist aus Sicht der Autoren von Wande-
rungsformen abhängig. Ihrer Meinung nach 
ist freiwillige, regulierte Migration vor allem 
mit Chancen verbunden: Rücküberwei-
sungen könnten die Entwicklung in den Her-
kunftsländern vorantreiben. Andersherum 
helfen Migranten auch den Aufnahmelän-
dern, indem sie Beschäftigungslücken schlie-
ßen. Durch Rücküberweisungen könne auch 
der sogenannte Braindrain ausgeglichen wer-
den: Während Fachkräfte aus Entwicklungs-
ländern zwar abwanderten, könnten Bildung 
und Gesundheit im Heimatland durch Rück-
überweisung gefördert werden. Entwick-

lungsrisiken treten den Autoren zufolge ins-
besondere bei unfreiwilliger Wanderung auf. 
Davon seien vor allem Entwicklungs- und 
Schwellenländer betroffen, da sie 89 Prozent 
der Flüchtlinge und 99 Prozent der Binnen-
vertriebenen (2015) aufgenommen haben. 
Die Autoren geben aber zu bedenken, dass 
Chancen und Risiken im Zusammenhang mit 
Flucht bislang noch wenig erforscht sind. 

ImplIkatIonen für dIe ZusammenarbeIt

Eine normative und institutionelle Neuord-
nung der globalen Migrationspolitik müsse 
aus entwicklungspolitischer Sicht mindes-
tens fünf Aufgaben erfüllen, so Angenendt 
und Koch:

 ● Fairer Interessenausgleich zwischen 
Herkunfts-, Transit- und Zielländern 

 ● Rechtsbasierte Politik zum Schutz 
der Grundrechte von Flüchtlingen und Mi-
granten, zur Verhinderung von Diskriminie-
rung und zur Gewährung gesellschaftlicher 
und wirtschaftlicher Teilhabe

 ● Festlegung und Überwachung von mi-
grations- und integrationspolitischen Min-
deststandards

 ● Förderung sicherer Flucht- und Migra-
tionswege 

 ● Orientierungsrahmen für lokale Inte-
gration und Reintegration.

QuEllE

Angenendt, S., und koch, A., 2017: „Global 

Migration Governance“ im Zeitalter gemischter 

Wanderungen. Folgerungen für eine 

entwicklungsorientierte Migrationspolitik.

https://www.swp-berlin.org/fileadmin/contents/

products/studien/2017S08_adt_koh.pdf

Flüchtlings- und Migrationspolitik braucht globale Rahmenbedingungen: 

Flüchtlinge im griechischen idomeni im März 2016. 

https://www.dandc.eu/de/contributors/lea-diehl
https://www.swp-berlin.org/fileadmin/contents/products/studien/2017S08_adt_koh.pdf
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Folgen Sie uns auf 
Twitter!

Wenn Sie wissen wollen, was auf unserer Website  passiert, können Sie uns auf Twitter folgen. 
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Repression nach Volksabstimmung

Die türkische regierung macht Jagd auf die 
opposition. unmittelbar nach ihrem knappen 
und umstrittenen Erfolg beim Verfassungs-
referendum Mitte April hat sie den Ausnah-
mezustand verlängert und eine neue säube-
rungswelle gestartet. Die Medien wurden 
schon vorher zum schweigen gebracht und 
können Amtsträger nicht mehr zur rechen-
schaft ziehen.

Von Hans Dembowski

Die Türkei steht laut dem World Press Free­
dom Index 2017, den die zivilgesellschaft­
liche Organisation Reporter ohne Grenzen 
Ende April veröffentlicht hat, unter 180 
Ländern auf Rang 155. Vor einem Jahr kam 
sie noch auf den 151. Platz. Seit Ende 2012 
bezeichnet die Menschenrechtsorganisa­
tion die Türkei als das „größte Journalisten­
gefängnis der Welt“. Damals sprach sie von 
72 inhaftierten Medienschaffenden. Mitt­
lerweile sind es 160, wie Kamil Taylan, ein 
türkisch­deutscher Fernsehjournalist beim 
Runden Tisch Interkultureller Mediendia­
log Rhein­Main Ende April berichtete. 

Allen wird laut Taylan in fadenschei­
nigen Anklagen Terrorismus vorgeworfen. 
Es gebe weder Beweise für die Mitgliedschaft 
in verbotenen Vereinigungen noch eindeu­

tige Stellungnahmen zu deren Gunsten, des­
halb werde den Journalisten vorgehalten, sie 
hätten beispielsweise auf Twitter eine unter­
stützende Haltung eingenommen. 

Passagenweise seien die Anklagen zu­
dem identisch, sagt Taylan, und müssten 
wohl per Copy­and­paste erstellt worden 
sein. Typischerweise werde den Journa­
listen vorgeworfen, sie unterstützten so­
wohl die kurdische PKK als auch die Gülen­
Bewegung. Unabhängigen Beobachtern 
erscheint das unsinnig, denn die PKK und 
die Gülenisten haben nicht viel miteinander 
gemein – abgesehen davon, dass sie Gegner 
der AKP­Regierung sind (siehe Timur Tinç 
in E+Z/D+C e­Paper 2017/02, S. 28). Offenbar 
setzt die Regierung oppositionelle Meinun­
gen mit Terrorismus gleich.  

Es gebe in der Türkei keinen Rechts­
staat, sagt Taylan. Erkan Pehlivan, ein 
weiterer Journalist aus dem Rhein­Main­
Gebiet, sieht das ähnlich. 4300 Richter und 
Staatsanwälte seien nach dem gescheiterten 
Militärputsch im Sommer entlassen wor­
den – und viele wurden inhaftiert. Die Re­
gierung berufe willkürlich neue Richter. Sie 
habe beispielsweise innerhalb von wenigen 
Stunden 900 Anwälte zu Richtern gemacht. 
800 davon seien AKP­Mitglieder oder Un­
terstützer gewesen.   

In mancher Hinsicht erinnert die ak­
tuelle Entwicklung Pehlivan an die Militär­
diktatur der 1980er Jahre. Damals hätten 
Sicherheitskräfte, die in weißen Renaults 
unterwegs waren, Dissidenten entführt 
– von denen manche so für immer „ver­
schwanden“. In den vergangenen Wochen 
seien in Ankara acht Menschen mit VW­
Bussen verschleppt worden. Zudem häuften 
sich Berichte über Folter und Vergewalti­
gung in Haft.  

An den letzten Apriltagen startete die 
Regierung eine weitere Säuberungswelle. 
Pehlivan bilanziert, 9000 Polizisten hätten 
ihren Job verloren, von denen 1000 sofort 
inhaftiert worden seien. Gegen 2000 wei­
tere seien Haftbefehle erlassen worden. 

Präsident Recep Tayyip Erdogan hat­
te versprochen, der Türkei Stabilität zu 
bringen, sollte er das Verfassungsreferen­
dum vom 16. April gewinnen. Er fühlt sich 
mit seiner knappen Mehrheit aber wohl 
immer noch nicht fest im Sattel. Seine Re­
gierung verlängerte sofort den Ausnahme­
zustand.  

Den offiziellen Angaben zufolge war 
auf 51,4 Prozent der abgegebenen Stimmzet­
tel das „Ja“ angekreuzt. Die größte Opposi­
tionspartei spricht von Manipulation. Auch 
Wahlbeobachter aus Europa beanstanden 
Verfahrensmängel. So habe die Regierung 
in letzter Minute Stimmzettel zugelassen, 
die nicht wie üblich amtlich besiegelt wa­
ren. Zudem habe es keine demokratische 
öffentliche Debatte vor dem Referendum 
gegeben, weil viele Medienhäuser geschlos­
sen worden waren und viele Journalisten im 
Gefängnis saßen. 

Auch aus Sicht von Human Rights 
Watch (HRW) fand der Wahlkampf in einem 
„sehr repressiven Klima“ statt. Hugh Wil­
liamson von HRW hat an Präsident und 
Regierung appelliert, den Notstand sowie 
die Repression der Medien und der pro­kur­
dischen Opposition zu beenden. 

Derlei scheint Erdogan nicht zu be­
eindrucken. Am 29. April blockierte seine 
Regierung den Zugang zur Online­Enzyklo­
pädie Wikipedia und ließ weitere 4000 Be­
amte aus Ministerien und Justiz entfernen.

Links

reporter ohne Grenzen:  

https://rsf.org/en/turkey

Human rights Watch:

https://www.hrw.org/news/2017/04/17/turkey-

end-state-emergency-after-referendum

Von 160 inhaftierten 

Medienschaffenden 

ist in Deutschland 

Deniz Yücel der 

bekannteste.

https://www.dandc.eu/de/contributors/hans-dembowski
https://rsf.org/en/turkey
https://www.hrw.org/news/2017/04/17/turkey-end-state-emergency-after-referendum
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Kulturelle Diversität 
aufzeigen
Brasilien, Lateinamerikas größtes Land, hat 
eine sehr vielfältige Kultur. Viele kulturelle 
Eigenarten in abgelegenen Gebieten sind 
jedoch nicht sehr bekannt. Revelando os 
Brasis ist eine Initiative, die Landbewohnern 
die Möglichkeit gibt, anderen von ihrem 
Leben zu erzählen. 

„Revelando os Brasis“ ist Portugiesisch 
und heißt so viel wie „die Facetten Brasiliens 
zeigen“. Die Idee entstand vor  
13 Jahren beim Instituto Marlin Azul, einer 
zivilgesellschaftlichen Organisation. Diese 
startete das Projekt zusammen mit dem 
brasilianischen Kulturministerium, um 
audio-visuelle Medienkompetenz in Brasili-
ens ländliche Gegenden zu tragen. 

Das Projekt ermöglicht Menschen, ihre 
Geschichten auf Video zu erzählen, anstatt 
Aufsätze oder Bücher zu schreiben. Auf 
diese Weise wird ein Mosaik von Brasiliens 
kultureller Vielfalt geschaffen. Revelando 
os Brasis hilft Amateuren aus entfernt gele-
genen Gebieten, 15-minütige Dokumentar-
filme über ihren Heimatort zu drehen. 

Jedes Jahr veröffentlicht das Projekt 
eine Ausschreibung, wo sich Amateure mit 
einem Vorschlag bewerben können. Die 
Zielgruppe sind Menschen aus Orten mit we-
niger als 20 000 Einwohnern. Davon werden 
20 bis 40 Teilnehmer ausgesucht und für 
einen zweiwöchigen Workshop nach Rio de 
Janeiro eingeladen, um dort zu lernen, wie 
man einen Kurzfilm dreht. 

Die ausgewählten Personen haben 
unterschiedliches Alter und Berufe. Lehrer, 
Journalisten, Studenten, Maurer, Soziologen 
und sogar ein pensionierter Eisenbahnar-
beiter waren diesmal dabei. Ihre Vielfalt 
spiegelt sich in den Videos, die von den regi-
onalen Dialekten, Gewohnheiten, Tanz- und 
Musikstilen handeln. Sie konzentrieren sich 
auf die „unbeachtete“ Kultur, für die sich die 
Medien kaum interessieren. 

 Viele Teilnehmer kommen zum ersten 
Mal in ihrem Leben nach Rio, berichtet Bea-
triz Lindenberg, die Gründerin des Instituto 
Marlin Azul. „Da gibt es Leute vom Lande, 
die zum ersten Mal eine Rolltreppe sehen“, 
erzählt sie. „Wir schaffen hier eine Umge-
bung des Teilens und der Solidarität.“

Wenn die Teilnehmer nach dem 
Workshop nach Hause zurückkehren, 
haben sie ein Drehbuch geschrieben, 
einen Produktionsplan entworfen und 
haben das Geld bekommen, um einen 
Dokumentarfilm zu machen. Innerhalb 
von drei Monaten muss dieser fertig sein. 

„Dieses Projekt hat mein Leben 
völlig verändert“, sagt Arthur Leite, der 
im Jahr 2010 teilnahm. „Ich wurde in 
einem Dorf im Staat Ceará geboren. Seit 
ich ein Kind war, wollte ich Filme ma-
chen, aber das war unvorstellbar und un-
möglich.“ In seiner Dokumentation geht 
es um einen architektonischen Komplex 
aus grobem Stein, den eine Familie in 
seinem Heimatdorf gebaut hat. 

Diese Filme werden nicht nur in 
Kulturzentren der großen Städte gezeigt. 
Weil viele Heimatdörfer der Teilnehmer 
kein Kino haben, organisiert das Institu-
to Marlin Azul kostenlose Vorführungen: 
Sie kommen mit Lastwagen, auf denen 
Projektoren, Leinwände und Lautspre-
cher montiert sind, so dass die Dorfbe-
wohner all die Filme sehen können, die 
Brasiliens erstaunliche kulturelle Vielfalt 
zeigen.

DaniEllE Rotholi   

ist Dokumentar-

Filmemacherin  

und lebt in Bonn.

danirotholi@gmail.com

aiDa aZaRnoush   

ist Journalistin  

und lebt in Bonn.

aidaazarnoush@ 

gmail.com

link

Revelando os Brasis

http://www.revelandoosbrasis.com.br/

BRasiliEn
 Brasília
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PhilanthroPiE

Lobenswerte Individuen, 
problematischer Trend

Die Bill & Melinda Gates Foundation stützt 
sich auf massive Finanzierung durch die Mil-
liardäre Bill Gates und Warren Buffett. Unter 
anderem trägt sie zur Bekämpfung von 
Krankheiten und zur Sicherung der Ernäh-
rungssicherheit bei. Die open Society Foun-
dations existieren dank der Großzügigkeit 
des Milliardärs George Soros. Sie setzen 
sich für Menschenrechte, Demokratie und 
Wissenschaft ein. Die genannten individuen 
verdienen anerkennung für ihr philanthro-
pisches Engagement.

Von hans Dembowski

Dass Philanthropen im öffentlichen Leben 
an Bedeutung gewinnen, beunruhigt je-
doch. Es zeugt von der breiter werdenden 
Kluft zwischen wenigen Superreichen und 

Massen von Menschen, die kaum Gehör fin-
den. Zunehmend geben diejenigen den Ton 
an, die für ihre Lieblingsanliegen viel Geld 
aufwenden können. 

Philanthropische Stiftungen sind in 
gewisser Weise stärker als herkömmliche 
 zivilgesellschaftliche Organisationen, die 
sich auf viele Mitglieder stützen – aber oft 
auch Großspenden von Stiftungen brau-
chen. Stiftungen können beim Test neuer 
Konzepte Risiken eingehen. Im Erfolgsfall 
können sie die neue Methode schnell aus-
bauen. Sie können sehr viel Geld ohne groß-
en Verwaltungsaufwand und ohne lästige 
Transparenzpflichten ausgeben. Sie schul-
den nur sich selbst Rechenschaft.  

Reiche Philanthropen wollen die Welt 
verändern. Sie finden leicht das Gehör von 
Politikern. Sie kofinanzieren gern Vorhaben, 

wenn Staaten auch einen Teil beitragen. In 
Zeiten knapper Kassen haben Regierungen 
Grund, sich darauf einzulassen. Philanth-
ropen nehmen also Einfluss auf öffentliche 
Haushalte. Eigentlich sollten demokratisch 
gewählte Regierungen aber selbst ausrei-
chend Mittel haben, um öffentliche Güter 
bereitzustellen. Ist das nicht der Fall, stellt 
sich die Frage, ob sie ausreichend Steuern 
erheben. 

Fraglich ist auch, ob alles, was als Phi-
lanthropie gilt, wirklich dem Gemeinwohl 
dient. In den USA lassen sich Spenden an 
konservative Thinktanks, die den Klima-
wandel leugnen und aggressiv Steuern be-
kämpfen, von der Steuer absetzen. Sie tra-
gen zu globalen Nachhaltigkeitsproblemen 
bei, aber nicht zu deren Lösung.  

Gewiss gibt es eine Vielfalt von Phi-
lanthropen mit einer Vielfalt von Anliegen. 
Sie neigen aber generell zu konservativer 
Wirtschaftspolitik, denn ihre Erfahrung mit 
Marktdynamiken war ja positiv. Leider ha-
ben nicht alle ihr Vermögen in fairem Wett-
bewerb geschaffen. Manche haben geerbt, 
andere – wie etwa Bill Gates – von Marktver-
zerrungen profitiert. Das von ihm gegründe-
te Software-Unternehmen Microsoft hatte 
in den 1990er Jahren eine Art Monopolstel-
lung, ohne die besten Programme zu schrei-
ben. Seine Kunden wollten Software, die 
mit der möglichst vieler anderer Menschen 
kompatibel war. Microsofts Macht wurde 
schließlich durch Kartellverfahren in den 
USA und der EU eingedämmt.  

David Calahan, ein amerikanischer 
Experte für Philanthropie, fordert zu Recht, 
dass Stiftungen offenlegen sollen, wem sie 
wie viel Geld zur Verfügung stellen, damit 
die Öffentlichkeit weiß, welchen Einfluss 
sie nehmen. Außerdem sei zu prüfen, wel-
che Art von Spenden wirklich steuerabzugs-
fähig sein müssen.  

Individuell verdienen Philanthro-
pen sicherlich Lob. Aber der Trend, dass 
Philanthropie immer wichtiger wird, ist 
bedenklich. Er ist eine Konsequenz zuneh-
mender Ungleichheit und schwächt demo-
kratische Strukturen.
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Jedes leben ist gleich viel wert – aber manche Menschen können großzügiger spenden als andere.
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FriEdEnsFördErung

  Ende von Mosambiks  
„kleinem Krieg“ in Sicht? 

Ende April haben Präsident Filipe nyusi und 
Oppositionschef Afonso dhlakama eine 
grundsatzeinigung in den strittigen Fragen 
erzielt, die 2013 zu einem neuen „kleinen 
Krieg“ in Mosambik geführt hatten. Ein Ende 
des Konflikts  scheint in sicht. seit Weih-
nachten 2016 ist ein  zwischen nyusi und 
dhlakama vereinbarter Waffenstillstand in 
Kraft. 

Von Friedrich Kaufmann und Winfried 
Borowczak

Weitgehend unbeachtet von der Weltöffent-
lichkeit war in Mosambik Ende 2013 ein „klei-
ner Krieg“ zwischen Sicherheitskräften der 
Regierung der Frelimo und Guerillakämpfern 
der Oppositionspartei Renamo ausgebro-

chen. Auf den wichtigsten Überlandstraßen 
im Landesinneren wurden Fahrzeuge be-
schossen, Menschen starben, andere wurden 
verletzt. Tausende Zivilisten flohen aus ihren 
Dörfern in Nachbarländer oder Camps am 
Rande großer Städte in Mosambik. 

Die Polizei stürmte Parteibüros der 
Opposition; politische Morde waren an der 
Tagesordnung, Attentatsversuche auf Op-

positionsführer Afonso Dhlakama einge-
schlossen. Dieser suchte in den Gorongosa-
Bergen in der Provinz Sofala Zuflucht, wo 
er bis Ende April von Regierungstruppen 
eingekesselt war. Wirtschaft, Handel und 
Verkehr kamen weitgehend zum Erliegen.

Mittlerweile hat ein international ver-
mittelter Waffenstillstand die Lage beruhigt. 
Gleichwohl stellt sich die Frage, wie es zu die-
ser Eskalation kommen konnte. Schließlich 
galt Mosambik lange Zeit als Musterbeispiel 
einer erfolgreichen Befriedung nach einem 
lang anhaltenden Bürgerkrieg.

In der Tat hatte der 1992 nach 15 Jah-
ren Krieg geschlossene Friedensvertrag 20 
Jahre gehalten. Doch 2013 griffen die Rena-
mo wieder zu den Waffen. Sie wollten die 
aus ihrer Sicht mangelhafte Umsetzung des 
Friedensabkommens erzwingen. Die Gele-
genheit schien günstig. Ende 2014 standen 
Parlaments- und Präsidentschaftswahlen 
an. Amtsinhaber Armando Guebuza konnte 
laut Verfassung nicht wieder kandidieren; 
die seit 1975 regierende Frelimo war ob der 
Nachfolgefrage gespalten. Zudem waren 
Korruption und Bereicherung endemisch 
geworden, das Ansehen der Frelimo schien 
am Boden. 

Eine Wahl unter den Bedingungen 
eines „kleinen Krieges“, gar eine Wahlver-
schiebung, war für die Frelimo-Führung 
wenig erstrebenswert. So blieb ihr nichts 
anderes übrig, als mit Dhlakama ein Ab-
kommen auszuhandeln und auf seine 
Forderungen einzugehen: Trennung von 
Staat und Partei Frelimo, weitgehende De-
zentralisierung von Staat und Verwaltung, 
verbesserte Eingliederung von Ex-Renamo-
Kämpfern in Armee beziehungsweise Poli-
zei, fairer Wahlkampf. Im Gegenzug sollte 
die Renamo ihre Guerilla attacken einstellen 
und am Wahlkampf teilnehmen und so den 
Wahlen 2014 zu Legitimität verhelfen.

Die Renamo hielt sich an ihre Zusa-
gen, doch das Wahlergebnis war für sie eine 
große Enttäuschung. Mit Filipe Nyusi ge-
wann wieder der Kandidat der Frelimo. Vor-

würfe der Wahlmanipulation wurden laut, 
und die Renamo akzeptierte die Ergebnisse 
zunächst nicht. Erst nach internationaler 
Vermittlung und erneuerten Zusagen Nyu-
sis nahmen ihre Abgeordneten Anfang 2015 
ihre Sitze ein.

Gleichzeitig eskalierte die Renamo den 
Konflikt militärisch und politisch. Von einer 
Nadelstichtaktik ging sie über zu einer flä-
chendeckenden Guerillataktik in den sechs 
zentralen Provinzen, in denen sie die Mehr-
heit der Stimmen gewonnen hatte. Zudem 
forderte sie von Nyusi, in diesen Provinzen 
Renamo-Mitglieder zu Gouverneuren zu er-
nennen. Dieser konnte es jedoch innerpartei-
lich nicht riskieren, der Forderung nachzu-
kommen.

Unter internationaler Vermittlung ge-
lang es in der zweiten Jahreshälfte 2016, ei-
nen Verhandlungsprozess zwischen Frelimo 
und Renamo in Gang zu setzen. Dabei be-
harrten die Renamo auf zwei Aspekten: der 
verbesserten Eingliederung ihrer ehemaligen 
Kämpfer in die Sicherheitskräfte sowie einer 
weitreichenden Dezentralisierung von Staat 
und Verwaltung. Andere Forderungen ließ 
sie fallen.

Im Oktober/November 2016 legten die 
internationalen Vermittler zwei Papiere zu 
den Verhandlungsthemen vor. Zu beiden 
gibt es bis dato keine definitiven Stellung-
nahmen der Konfliktparteien. Die interna-
tionale Vermittlung wurde aufgrund der 
Stagnation Ende 2016 beendet, zugleich ver-
einbarten aber Nyusi und Dhlakama einen 
Waffenstillstand. Seit Anfang dieses Jahres 
verhandeln die Konfliktparteien direkt mit-
einander. Jüngste vorsichtig optimistische 
Äußerungen Nyusis und Dhlakamas deuten 
auf eine substanzielle Annäherung und ein 
mögliches Ende des „kleinen Krieges“ hin. 
Ob es tatsächlich dazu kommt, bleibt abzu-
warten.
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Friedensdemonstration in Maputo im Juni 2016. 
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DiabEtEs

Zuckerkrieg in Mexiko

Mit einer softdrinksteuer, die Pioniercharak-
ter hat, kämpft Mexiko gegen Fettleibigkeit 
und Diabetes. Doch die industrielobby 
schlägt zurück – sogar mit spionage- 
software.

Von sonja Peteranderl

Am 17. August 2016 erhielt Simón Barquera 
eine SMS-Nachricht, dass seine Tochter ge-
rade einen Unfall gehabt habe, ihr Zustand 
sei ernst. Die Nachricht enthielt einen Link, 
der angeblich zu dem Ort führte, an dem 
sie im Krankenhaus lag. Doch das war eine 
Falle. Barquera, ein angesehener Gesund-
heitsexperte des Nationalen Instituts für 
Öffentliche Gesundheit, sollte auf den Link 
klicken, um Spionage-Software auf seinem 
Smartphone zu aktivieren. Es war die letzte 
Nachricht einer ganzen Serie. Einem Be-
richt des Citizen Lab der Universität Toron-
to zufolge erhielt Barquera insgesamt neun 
Nachrichten mit infizierten Links. 

Mexikos Zuckerkrieg wird inzwi-
schen also auch digital ausgefochten: mit 
Attacken gegen Gesundheitsexperten und 
Aktivisten, die sich für strengere Gesetze 
und Regulierungen engagieren, um Über-
gewicht und Krankheiten wie Diabetes 
zu bekämpfen. Neben Barquera erhielten 
auch Alejandro Calvillo, Gründer der Ver-
braucherschutzorganisation El Poder del 
Consumidor (Die Macht des Verbrauchers), 
sowie Luis Encarnación von dem Netzwerk 
Coalición ContraPESO („Koalition Gegen-
GEWICHT“) Nachrichten mit infizierten 
Links.

Sie alle hatten bei einer Konferenz 
eine klarere Etikettierung ungesunder 
Produkte sowie eine Erhöhung der mexi-
kanischen Softdrinksteuer gefordert. 2014 
war die innovative Steuer als Teil eines 
Maßnahmenpakets beschlossen worden. 
Zuckerhaltige Getränke wie Cola oder 
Limo werden seitdem mit einem Peso pro 
Liter besteuert, etwa zehn Prozent des Ver-

kaufspreises. Für Getränkehersteller geht 
es um ein Milliardengeschäft. 

Softdrinks gehören ebenso zum mexi-
kanischen Alltag wie Fleisch und Fast-Food. 
Beim Pro-Kopf-Verbrauch zuckerhaltiger 
Getränke liegt Mexiko global ganz vorn: 
Durchschnittlich trinkt jeder Mexikaner 163 
Liter der sogenannten „Refrescos“ (Erfri-
schungsgetränke) – fast einen halben Liter 
täglich. 

Globaler Diabetes-Champion

Das Land ist ebenfalls Champion bei Über-
gewicht und Diabetes. Mehr als zwei Drittel 
der erwachsenen Mexikaner leiden einem 
UN-Bericht zufolge an Übergewicht oder 
Fettleibigkeit. Das Land hat inzwischen 
sogar die USA als Nation mit den meisten 
Übergewichtigen abgelöst. Der OECD zufol-
ge hat Mexiko unter Entwicklungsländern 
die höchste Rate von Diabetes-Fällen; Dia-
betes und Herzkrankheiten zählen zu den 
häufigsten Todesursachen. 

Schon kleine Kinder sind überge-
wichtig, erkranken an Diabetes oder leiden 
an Folgeerkrankungen wie Schlaganfällen, 
Nieren-, Netzhaut- oder Nervenschäden. 
„Was die Zuwachsraten der Fettleibigkeit 
betrifft, ist Mexiko in einer Sättigungspha-
se“, sagt Barquera. „Sie liegen zwar nicht 
mehr bei den Geschwindigkeiten der 90er, 
aber den letzten Untersuchungen zufolge ist 
es auch nicht gelungen, das Problem gravie-
rend zu verringern.“ Die Zukunft Mexikos 
hänge davon ab, ob es gelinge, eine effektive 
Gesundheitspolitik durchzusetzen und die 
Bevölkerung zu einem gesünderen Lebens-
stil zu motivieren.

Vor allem vielen Familien mit gerin-
gem Einkommen fehlen das Wissen um gute 
Ernährung, aber auch das Geld oder die Zeit, 
um gesunde Lebensmittel zu kaufen und 
selbst zu kochen – so wird das Problem an 
die nächste Generation weitervererbt. Abe-
lardo Ávila Curiel von Mexikos Nationalem 
Lebensmittelinstitut bezeichnete das Über-
gewichtsproblem des Landes in einem CBS-
Interview als „eine ernsthafte Epidemie“. 
„In den armen Bevölkerungsschichten ha-

Präsident Enrique Peña Nieto hat 2013 eine nationale strategie für die Prävention und Kontrolle 

von Übergewicht, Fettleibigkeit und Diabetes auf den Weg gebracht. 
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ben wir übergewichtige Eltern und schlecht 
ernährte Kinder“, sagt der Wissenschaftler. 
„Das Schlimmste ist, dass die Kinder so zur 
Fettleibigkeit programmiert werden.“

Hinter dem Erfolg der Softdrinks 
steckt vor allem cleveres Marketing. Kon-
zerne wie Coca-Cola und PepsiCo geben 
jedes Jahr Milliarden aus, um die Getränke 
auch im Alltag von Kindern, Minderheiten 
und einkommensschwachen Bevölke-
rungsgruppen zu verankern. Distributions-
systeme bis in entlegene Dörfer hinein und 
aggressive Werbekampagnen sorgen für 
einen Massenabsatz. Er wird flankiert von 
politischer Lobbyarbeit sowie Spenden an 
Gesundheitsorganisationen und Wissen-
schaftler, deren Studien die gesundheit-
liche Wirkung der Getränke schönfärben. 
Um ihr Image zu verbessern, finanzieren 
die Konzerne soziale Kampagnen oder 
Sportevents.

90 Jahre CoCa-Cola

Coca-Cola produziert und verkauft in Me-
xiko seit 1926 Softdrinks. In den 1950er 
Jahren begann der Konzern, mit massiven 
Marketingkampagnen den Absatzmarkt 
zu erobern. „In den 1970er Jahren waren 
Softdrinks fest im Alltag etabliert“, schreibt 
die Gesundheitsexpertin Marion Nestle 
in ihrem Buch „Soda Politics“. Die Verbin-
dungen des Konzerns reichen bis hinauf 
in die Machtelite. Vicente Fox war Lateina-
merika-Chef von Coca-Cola, bevor er 2000 
zum Präsidenten gewählt wurde. Während 
seiner Amtszeit stieg der Konzern zum 
Marktführer auf und verdoppelte seinen 
Umsatz fast.

Der Getränkehersteller hat sich auch 
indigene Bevölkerungsgruppen als Ziel-
gruppe erschlossen, die oft unter Diskrimi-
nierung, Armut, Unter- und Mangelernäh-
rung und eingeschränkten Bildungs- und 
Aufstiegschancen leiden. Das Getränk ist 
sogar auf Dörfern erhältlich, in denen eine 
öffentliche Versorgung etwa mit Schulen, 
sauberem Trinkwasser oder Internet fehlt. 
In San Juan Chamula, einem Dorf im Süden 
von Mexiko, hat die Tzotzil-Bevölkerung 
Cola-Flaschen sogar in ihre heiligen Ritu-
ale eingebaut. Mit dem Rülpsen nach dem 
Trinken entweichen angeblich auch die bö-
sen Geister.

Vor Weihnachten 2015 veröffentlich-
te der Konzern einen Spot, der die Dis-

kriminierung von indigenen Mexikanern 
anprangern und Vielfalt und Zusammen-
halt vermitteln wollte. Darin beglückt eine 
Gruppe weißer, schlanker Jugendlicher ein 
indigenes Dorf im Süden des Landes mit 
Party-Dekoration und Coca-Cola. Das Video 
ging viral – allerdings anders, als der Ge-
tränkehersteller sich das vorgestellt hatte. 
Tausende Mexikaner beschwerten sich über 
die koloniale Attitüde und das Konsumver-
sprechen als vermeintliche Lösung für die 
soziale Kluft. Verbraucherschutzorganisa-
tionen prangerten den Spot als „Angriff auf 
die Würde“ indigener Menschen an. Die Fir-
ma entschuldigte sich und zog ihn zurück.

reformpaket GeGen ÜberGewiCht

Laut Barquera teilt inzwischen ganz Latein-
amerika in den sozialen Netzwerken Infor-
mationen zur Gesundheitskrise und organi-
siert sich. Das Problem: Auch die Gegenseite 
setzt auf digitale Kampagnen. „Leider ha-
ben diejenigen, die sich einer am Gemein-
wohl orientierten Gesundheitspolitik entge-
genstellen, mehr Budget und neutralisieren 
so den Widerstand in den sozialen Netzwer-
ken“, bedauert der Wissenschaftler. Einzel-
ne Bemühungen in lateinamerikanischen 
Ländern seien zwar erfolgreich gewesen, 
aber es fehle eine koordinierte, internati-
onale Antwort, um die UN-Empfehlungen 
umzusetzen – und die Bereitschaft der In-
dustrie, politische Maßnahmen gegen Fett-
leibigkeit zu respektieren.

Letzteres bleibt eine Hoffnung. Mexi-
ko hat zwar 2013 eine nationale Strategie für 
die Prävention und Kontrolle von Überge-
wicht, Fettleibigkeit und Diabetes auf den 
Weg gebracht. 2014 wurde die Softdrink-
steuer eingeführt. Doch in weiten Teilen 
entsprach die Reform eher einer Art Selbst-
verpflichtung der Lebensmittelkonzerne, 
mit zahlreichen Schlupflöchern.

„In Mexiko fehlen eine strikte Re-
gulierung von Werbung für Getränke und 
Nahrungsmittel, die sich an Kinder rich-
tet, und eine Etikettierung, die schnell er-
kennen lässt, ob ein Produkt ungesund ist 
und warum“, kritisiert Barquera. Auch ein 
Verbot von Werbung für ungesunde Le-
bensmittel und Getränke im Bereich von 
Schulen hält er für sinnvoll. Staatliche 
Kampagnen könnten den Verbrauch von 
Wasser statt Softdrinks fördern, und auch 
Sportangebote könnten helfen. Bei der Prä-

vention von Diabetes und dem Selbstma-
nagement der Krankheit durch Betroffene 
bestehe ebenfalls Nachholbedarf. 

Das größte Hindernis sieht Barquera 
jedoch in den Getränkefirmen, vor allem 
den transnationalen. Diese kämpften er-
bittert gegen das politische Ziel, den Zu-
ckerkonsum im Land zu verringern. „Diese 
Konzerne haben Druck auf den Kongress 
ausgeübt, sie haben versucht, in Gremien 
hereinzukommen, die Entscheidungen 
treffen, und sie fördern Stiftungen finanzi-
ell, die ihre Positionen unterstützen.“

Trotz allem gilt die mexikanische 
Zuckersteuer als Erfolg. Eine Anfang 2016 
in der medizinischen Fachzeitschrift BMJ 
veröffentlichte Studie attestiert der Steuer 
einen positiven Effekt: Die Mexikaner kauf-
ten bis Dezember 2014 12 Prozent weniger 
der steuerpflichtigen Softdrinks. Vor allem 
einkommensschwache Haushalte stellten 
ihr Konsumverhalten als Reaktion auf den 
Preisanstieg um. Kontinuierliches Moni-
toring ist den Autoren zufolge allerdings 
notwendig, um das langfristige Konsum-
verhalten und Auswirkungen auf die Ge-
sundheit zu analysieren – und zu welchen 
Alternativgetränken die Menschen greifen, 
wenn ihnen die Softdrinks zu teuer sind. 
Untersuchungen belegen auch, dass die 
Softdrinksteuer keinen negativen Einfluss 
auf die Wirtschaft hat, also keine Massen-
entlassungen stattfinden müssen – eines 
der Hauptargumente der Industrie.

Sowohl die Getränkehersteller als 
auch andere Länder beobachten die Ent-
wicklungen in Mexiko genau. Denn die 
Steuer könnte als Modell dienen, wenn sie 
nachweislich funktioniert. Im Herbst 2016 
hat England angekündigt, ab 2018 eine Zu-
ckersteuer zu erheben, die „Soft Drinks In-
dustry Levy“ (SDIL). 
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OFFIcIAL DEVELOPMENT ASSISTANcE

Aufgeklärtes Eigeninteresse

US-Präsident Donald Trump erklärt immer 
wieder, dass Amerika für ihn an erster Stelle 
steht, und zeigt wenig Interesse an multilate-
raler Zusammenarbeit. Er scheint auch nicht 
die Notwenigkeit für staatliche Entwick-
lungshilfe (offi cial development assistance 
– ODA) zu erkennen, wie seine Pläne für den 
Staatshaushalt 2018 zeigen. Anfang Mai 
erklärte Scott Morris, ein Wissenschaftler 
des center for Global Development, einer 
Denkfabrik in Washington, was Trumps Pläne 
für die USA und die Welt bedeuten. 

Scott Morris im Interview mit Sabine Balk

Denken Sie, dass Präsident Trump die Ent-
wicklungs-Nachhaltigkeitsziele (Sustain able 
Development Goals – SDGs) überhaupt 
kennt?
Ich glaube nicht, dass das Weiße Haus In­
teresse an den SDGs und einem Entwick­
lungsfortschritt, wie ihn die internationale 
Gemeinschaft anstrebt, hat. Ehrlich gesagt, 
glaube ich nicht, dass es für das Thema 
überhaupt ein Bewusstsein gibt. Um etwas 
Optimismus zu verbreiten, möchte ich nicht 
ausschließen, dass sich das mit der Zeit zu 
einem bestimmten Grad ändert. Präsident 
Trump wird von anderen Staatslenkern 

etwa bei G20­Treff en hören, wie wichtig die­
se Agenda ist. Bislang sind die Kommentare 
des Präsidenten über ODA aber ziemlich 
entmutigend, und ich glaube, es gibt nur 
sehr wenig Wissen über die Ziele und die At­
traktivität von Entwicklungshilfe. 

Sie wollen etwas Optimismus verbreiten. Wer 
oder was könnte Trumps Meinung ändern?
Seine Haushaltspläne für 2018 sind sehr ent­
mutigend, und die geplanten Einschnitte 
sind alarmierend. Aber der US­Kongress hat 
gerade eine deutlich andere Meinung ver­
treten, indem er einen von beiden Parteien 
akzeptierten Haushalt verabschiedet hat. 
Sowohl die Republikaner als auch die Demo­
kraten haben sich langfristig für Entwick­
lungshilfe ausgesprochen, so dass Hoff nung 
besteht, dass der Kongress bei dieser An­
sicht bleibt. Der bevorstehende G20­Gipfel 
in Deutschland ist auch sehr wichtig. Es gibt 
Bestrebungen für eine Gender­Agenda, die 
von Beteiligten des Weißen Hauses zusam­
men mit deutschen Beteiligten angestoßen 
worden ist. Es soll wohl eine neue Einrich­
tung initiiert werden, vielleicht bei der Welt­
bank, die sich um Frauen in der Wirtschaft 
und um Unternehmerinnen kümmert. Mal 
davon abgesehen, wie viel Substanz diese 

Agenda hat, ist sie ermutigend, einfach weil 
es normal ist, dass sich die USA um hand­
feste Resultate im G20­Kontext bemühen. 
Der Umstand, dass sie sich entschlossen 
haben, ein entwicklungsrelevantes Thema 
voranzutreiben, lässt vermuten, dass es we­
nigstens einige Beteiligte im Weißen Haus 
gibt, die sich für das Thema interessieren.

Was für eine Initiative ist das konkret?
Es sollen Frauen im Privatsektor gefördert 
werden. Ich weiß nicht, ob es überhaupt 
schon eine offi  zielle Ankündigung dazu 
gegeben hat. Aber es scheint eine Initiative 
von Deutschen und Amerikanern zu geben, 
etwas in dieser Richtung mit Beteiligung der 
Weltbank anzustoßen.  

Trump möchte den ODA-Haushalt 2018 
drastisch kürzen. Was plant er konkret?
Die Trump­Verwaltung präsentierte das so­
genannte „Skinny budget“ für 2018, worin 
es tiefe ODA­Einschnitte geben soll. Kurz 
darauf hatten Kongress und Weißes Haus 
im Mai über den Haushalt für dieses Jahr zu 
entscheiden. Diesem stimmten beide Par­
teien zu. Es ist ein sehr guter Haushalt mit 
grundlegender ODA­Finanzierung. Dieser 
Haushaltskompromiss war eine Ablehnung 
all dessen, was das Weiße Haus eigentlich 
wollte. Für den Haushalt 2018 warten wir 
noch auf die Details, die in ein paar Wo­
chen verkündet werden sollen. Was wir aber 
bisher wissen, ist, dass die Einschnitte von 
20 bis 40 Prozent reichen sollen. Damit ist 
eindeutig eine rote Linie überschritten. Die 

Aktualisierte Daten

Ende Mai, als Donald Trump 
auf Dienstreise in Europa 
war, veröff entlichte das Wei­
ße Haus seinen Budgetent­
wurf. Die Daten unterschieden 
sich nur wenig von denen, die 
bereits bekannt waren. Die 
Sorgen, die Scott Morris in 

unserem Interview ausführt, 
wurden bestätigt. Die Trump­
Regierung will den Haushalt 
für Außenministerium und 
Entwicklungshilfe um 29,1 
Prozent gekürzt sehen, wobei 
der Aufwand für Entwick­
lungspolitik halbiert würde. 

Das letzte Wort hat aber der 
Kongress. 

US­Medien stellten 
schnell fest, dass der Regie­
rungsentwurf schlampig war. 
Unter anderem enthielt er einen 
Rechenfehler, denn 2000 Mil­
liarden Dollar wurden doppelt 
veranschlagt – einmal zur Ge­
genfi nanzierung von Steuersen­
kungen und noch einmal zum 
Schuldenabbau. Die 2000 Milli­

arden Dollar stünden indessen 
nur zur Verfügung, wenn das 
Wirtschaftswachstum dauer­
haft auf drei Prozent stiege und 
sich das Steueraufk ommen er­
höhte. Die meisten Ökonomen 
halten das für unwahrschein­
lich. Bloomberg News urteilte 
in einer Schlagzeile: „Trumps 
Haushaltsentwurf soll Eindruck 
machen, nicht Realität werden.”
  Hans Dembowski

https://www.dandc.eu/de/contributors/scott-morris
https://www.dandc.eu/de/contributors/hans-dembowski
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Einschnitte betreffen so gut wie jeden Be­
reich, sogar solche, von denen wir dachten, 
sie seien unantastbar wie globale Gesund­
heitsprogramme oder verschiedene hu­
manitäre Programme. Darüber hinaus be­
obachten wir eine strukturelle Verschiebung 
im Haushaltsplan. Die Verwaltung möchte 
die Entwicklungsagentur USAID schwächen 
und dafür die Macht des Außenministeri­
ums stärken. Das würde eine Prioritätenver­
schiebung bedeuten – weg von wirklicher 
Entwicklung und Armutsreduzierung hin 
zu einem mehr politisch motivierten An­
satz. Erschreckend ist auch, dass die Zahl 
der geförderten Länder drastisch reduziert 
werden soll. Das würde praktisch einen 
Rückzug aus vielen Ländern bedeuten. 

Welche Länder sind hauptsächlich betroffen? 
Muslimische?
Nein, da erkenne ich keine konsistente Stra­
tegie. Es gibt Länder wie die Ukraine, denen 
tiefe Einschnitte drohen, es betrifft aber 
auch am wenigsten entwickelte Länder wie 
Sierra Leone. Es ist schwer, den Grund dafür 
zu erkennen.

Was würden diese ODA-Einschnitte bedeu-
ten?
In vielen Ländern, besonders südlich der 
Sahara in Afrika, macht die US­Hilfe einen 
Großteil ihrer Finanzierung in Schlüssel­

sektoren aus – zum Beispiel sind viele Impf­ 
oder Ernährungsprogramme stark von US­
Hilfe abhängig. 

Wie viel dient solche Hilfe US-Interessen?
Wir haben einen strategischen Nutzen da­
von, dass wir uns in vielen Ländern enga­
gieren. Nummer eins ist Sicherheit. In der 
heutigen Welt kann man Sicherheitsbe­
drohungen nicht mehr auf ein Land oder 
eine Region reduzieren, deshalb muss sich 
Amerika in einer Vielzahl von Ländern en­
gagieren. Unser Land kann nicht nur Waf­
fen liefern. Zur politischer Stabilität gehört 
mehr. Die Bevölkerung braucht Chancen, 
Lebensgrundlagen und ein Minimum an so­
zialer Sicherheit. Sie muss den Nutzen von 
internationaler Zusammenarbeit sehen. 
Wenn das passiert, haben wir Verbündete 
für die kommenden Sicherheitsherausfor­
derungen. Wenn wir uns aus vielen Ländern 
zurückziehen, werden wir den Schaden auf 
Jahre hinaus spüren.  

Ist sich die amerikanische Öffentlichkeit die-
ser Themen bewusst?
Ich denke, die öffentliche Unterstützung für 
Entwicklungshilfe ist unterschwellig grö­
ßer als allgemein gedacht. Nach der Wahl 
von Donald Trump hatte jeder Angst, dass 
die amerikanische Öffentlichkeit der Welt 
den Rücken zukehren würde. Aber etwas 

differenziertere Umfragen zeigen, dass es 
in der Tat viel Unterstützung sogar für Ent­
wicklungshilfeprogramme gibt. Aber es gibt 
eine große Unwissenheit. Eine sehr typische 
Frage bei amerikanischen Umfragen ist, wie 
hoch der ODA­Anteil am Haushalt sein soll. 
Die Antwort deckt große Unkenntnis auf. 
Viele denken, ODA macht 20, 30 oder gar 40 
Prozent unseres Haushalts aus. Tatsächlich 
ist es weniger als 1 Prozent. 

Warum liegt es im Interesse der USA, sich 
auf multilaterale Institutionen und Einrich-
tungen von der Weltbank über den Internati-
onalen Währungsfonds (IWF) hin zu den G20 
zu verlassen?
Es gehört zu einem aufgeklärten Eigen­
interesse:

 ● Erstens nehmen die Vereinigten Staa­
ten eine globale Führungsrolle ein, indem 
sie diese Institutionen unterstützen. Sie re­
präsentieren eine Agenda, die die USA über 
viele Jahrzehnte geformt haben. Etwa bei 
Themen wie Handel oder Korruptionsbe­
kämpfung.

 ● Zweitens stellen internationale Fi­
nanzinstitute eine gewaltige Aufwertung 
des US­Dollars dar, weil jeder Dollar der US­
Regierung mehr bewirkt, weil noch andere 
Finanzquellen dazukommen. Denken Sie an 
das IWF­Engagement beispielsweise in der 
Ukraine in den letzten Jahren, da hat der IWF 
enorme Finanzierungspakete bereitgestellt. 
Diese Pakete hätte Amerika nicht alleine bi­
lateral stemmen können. Also hängt Amerika 
in Ländern, an denen es starkes Interesse hat, 
stark vom IWF und der Weltbank ab. 

 ● Drittens haben multilaterale Institu­
tionen die Fähigkeit, in einer Vielzahl von 
Ländern gleichzeitig tätig zu sein, was die 
USA alleine in dieser Weise nicht machen 
könnte. Die USA sollten den IWF und die 
Weltbank als Verlängerung ihrer eigenen 
internationalen Programme betrachten. 
Das ist besonders in den jetzigen Zeiten 
wichtig, in denen aufsteigende Mächte wie 
China den Multilateralismus mit offenen 
Armen empfangen.  

ScOTT MOrrIS 

ist Senior Fellow am center 

for Global Development, 

einer Denkfabrik in 

Washington.

smorris@cgdev.org

https://www.cgdev.org/

US-Präsident Donald Trump will die Entwicklungsagentur USAID schwächen: US-Hilfs lieferung 

nach Uganda.
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Gewaltige Aufgaben 

Dass die UN im September 2015 die Nach-
haltigkeits-Entwicklungsziele (Sustainable 
Development Goals – SDGs) annahmen, 
war ein großer multilateraler Erfolg. Um die 
Ziele zu erreichen, muss nun aber mehr 
geschehen. Die internationale Gemein-
schaft muss als lernendes System agieren, 
wenn sie den komplexen Herausforde-
rungen gerecht werden soll.

Von Lan Xue, Lingfei Weng und Hanzhi Yu

Die SDGs wurden in einem innovativen 
und interaktiven Verfahren formuliert. 
Teils verlief es von den Graswurzeln nach 
oben, teils von den Staatsspitzen nach un-
ten. Sehr viele unterschiedliche Akteure 
nahmen teil. Die drei Dimensionen der 
Nachhaltigkeit (Soziales, Wirtschaft und 
Ökologie) wurden beachtet. Das Konzept 
betrifft Industrie- und Entwicklungsländer 
sowie globale Angelegenheiten wie Armut, 
Klimawandel, Ungleichheit und Frieden. 
Der Grundsatz, dass niemand zurückge-
lassen werden darf, gilt für reiche wie arme 
Staaten. Insgesamt sind die SDGs eine 
vernünftige Agenda, um die Zukunft der 
Menschheit zu sichern. 

Das Abkommen wurde zu Recht ge-
feiert. Die Umsetzung der Agenda ist aber 
eine noch schwierigere Aufgabe als ihre 
Aufstellung. Es hat ernsthafte Auseinan-
dersetzungen zwischen Industrie- und 
Entwicklungsländern über die Implemen-
tierungsmittel (MoI – Means of Implemen-
tation) gegeben. Zu jedem SDG gehören 
MoI-Zielvorgaben, und SDG 17 betont noch 
mal ausdrücklich, dass die MoI gestärkt 
werden müssen. 

Darüber wird es weitere Debatten ge-
ben. Es geht nicht nur um Geld, Technolo-
gietransfer und Capacity Building, sondern 
auch um die Koordination von Politik, die 
Verbesserung von Regierungsführung und 
bessere Daten und Statistiken. Die globa-
le Partnerschaft muss geschaffen werden, 
und alle Parteien müssen Verantwortung 
übernehmen. Das ist wichtig, weil die SDGs 
keine leicht implementierbare Agenda bil-
den. Vier Probleme machen die Umsetzung 
sogar sehr schwierig: 

 ● Das erste Problem sind die MoI. Vie-
len Ländern mangelt es an Ressourcen und 
kompetenten Fachleuten. Sie sind schon 
auf nationaler Ebene nicht ausreichend 
fähig, öffentliche Güter bereitzustellen, 
und sollen nun sogar zur Gewährleistung 
globaler öffentlicher Güter beitragen. In-
ternational abgestimmte Anstrengungen 
sind nötig, um sie dazu in die Lage zu ver-
setzen. Lange leisteten fortgeschrittene 
Nationen weniger erfolgreichen Ländern 
Entwicklungshilfe (Official Development 
Assistance – ODA). Die ODA hat aber in 
den vergangenen Jahren an Bedeutung 
verloren – unter anderem, weil die etablier-
ten Geber nach der globalen Finanzkrise 
von 2008 ihre Ausgaben reduziert haben. 
Aufsteigende Mächte wie China verfolgen 
zwar neue Strategien in Bezug auf die am 
wenigsten entwickelten Länder – etwa in 
Afrika. Sie verbinden dabei Entwicklungs-
hilfe mit wirtschaftlicher Zusammenar-
beit. Allerdings ist das Gesamtbild nicht 
allzu vielversprechend. Es mangelt an 
ausreichender Koordination der diversen 
Akteure (besonders der Geber- und Emp-
fängerländer sowie der internationalen In-
stitutionen). 

 ● Das zweite Problem ist, dass die viel-
fältigen SDGs auf komplexe Weise mitei-
nander verknüpft sind. Es hieß bereits, 
Länder sollten sich auf prioritäre SDGs 
konzentrieren, statt alle zugleich anzu-
gehen. Effektives Handeln erfordert das 
Verständnis der Wechselwirkungen, denn 
Fortschritt in einem Bereich kann auch 
Fortschritt in anderen Bereichen auslösen. 
Andererseits sind auch Zielkonflikte mög-
lich – etwa zwischen Wirtschaftswachstum 
zum Zweck der Armutsbekämpfung (SDG 
1) und dem Schutz der Ökosysteme (SDG 
15). Auch zum Zweck internationaler Har-
monie mit Blick auf die SDG-Umsetzung 
müssen Synergien wie Zielkonflikte gründ-
lich erwogen werden. 

 ● Das dritte Problem betrifft Amtsfüh-
rung auf nationalstaatlicher Ebene. Sicher-
lich können Privatwirtschaft und Zivilge-
sellschaft wichtige Beiträge leisten, aber 
Regierungen müssen Führungsverantwor-
tung mit Blick auf Bewusstseinsbildung, die 

Mobilisierung von Ressourcen und die Poli-
tikimplementierung übernehmen. Mangel-
hafte Regierungsführung ist aber leider nicht 
nur ein typisches Symptom von Unterent-
wicklung, sondern aus Sicht vieler Fachleute 
sogar eine Ursache davon. ODA in Form von 
Geld und Capacity Building kann helfen. Es 
ist aber unverzichtbar, dass Regierungen 
wirklich Verantwortung übernehmen. 

 ● Das vierte Problem ist das Monito-
ring. Es gibt 17 SDGs mit 169 Unterzielen 
und 231 Indikatoren. Diese Komplexität er-
schwert die Implementierung. Obendrein 
gibt es für manche Indikatoren weder dif-
ferenzierte Zeitmarken noch Erzwingungs-
mittel. Manche Indikatoren sind auch mit 
mehrdeutigen Adjektiven wie „nachhaltig“, 
„substanziell“ oder „effizient“ definiert. 
Obendrein muss der verbreitete Fehler ver-
mieden werden, quantitativen Indikatoren 
Vorrang vor qualitativen zu geben. Umfas-
sende Rahmenrichtlinien für den Umgang 
mit den Indikatoren wären gut. Monitoring 
in Echtzeit könnte die Implementierung 
erleichtern und dazu beitragen, Akteure 
zur Rechenschaft zu ziehen. Vielverspre-
chende Arbeiten haben auf diesem Gebiet 
bereits begonnen. Ein Beispiel sind „SDG 
Index and Dashboards“ (Sachs et al., 2016), 
welche das Sustainable Development Solu-
tions Network (SDSN) entwickelt hat. Der 
Anfang ist vielversprechend, es muss aber 
mehr geschehen. 

Lernende Amtsführung 

Wegen dieser Probleme können Verwal-
tungen nicht einfach angewiesen werden, 
die SDGs zu erreichen. Ständig werden 
neue politische Richtungsentscheidungen 
nötig sein, wobei aus Erfolgen und Misser-
folgen Konsequenzen zu ziehen sind. Neue 
Methoden müssen getestet und weiterent-
wickelt werden (Xue, 2012). Entsprechend 
braucht die internationale Gemeinschaft 
eine Haltung der „adaptive Governance“ 
(lernenden Amtsführung), und zwar auf 
staatlicher wie überstaatlicher Ebene. 

Es gibt keine allgemein anerkannte 
Definition von adaptive Governance, aber 
Kernelemente sind klar: 

 ● Adaptive Governance berücksichti-
gt Komplexität und Unsicherheit. Weil es 
immer Zielkonflikte gibt, sollte die Imple-
mentierung von Politik am besten als fort-
dauerndes Experiment verstanden werden. 

https://www.dandc.eu/de/contributors/Lan-Xue
https://www.dandc.eu/de/contributors/Lingfei-Weng
https://www.dandc.eu/de/contributors/Hanzhi-Yu
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 ● Bei Adaptive Governance geht es 
nicht einfach um Dezentralisierung im 
Sinne der Ermächtigung von Gebietskör-
perschaften. Gute Abstimmung zwischen 
verschiedenen staatlichen Ebenen ist we-
sentlich. 

 ● Adaptive Governance respektiert lo-
kale Kontexte und Erfahrungen. 

 ● Adaptive Governance ist evolutionär. 
Ziele und Verfahren werden regelmäßig 
und systematisch überprüft. 

Aus diesen Überlegungen folgt, dass 
Politik als lernendes System organisiert 
werden muss. Um die SDGs zu erreichen, ist 
intensiver internationaler Austausch un-
ter Einbezug der nationalen Regierungen 
sowie diverser anderer Akteure nötig. Wir 
schlagen deshalb ein iteratives Vorgehen 
mit vier wiederkehrenden Schritten vor. 

 ● Schritt 1: Die Nutzung der SDGs als 
umfassenden Maßstab, um den aktuellen 
Status eines Landes zu bestimmen: Es geht 
darum, Entwicklungslücken, Zielkonflikte 
und Synergien zu erkennen, damit mög-
lichst effizient und effektiv gehandelt wer-
den kann. 

 ● Schritt 2: Die Benennung von Ent-
wicklungsprioritäten durch die nationale 
Politik samt strategischer Implementie-
rung: Der Versuch, alle Lücken auf einmal 
zu schließen, wäre unrealistisch. Um effi-
zient voranzukommen, muss klar sein, was 
Vorrang hat. Prioritäten zu definieren ist 
grundsätzlich eine politische Angelegen-

heit. Dabei müssen alle wichtigen Akteure 
und Interessengruppen beteiligt werden 
und die verwundbarsten Bevölkerungs-
gruppen verdienen besondere Aufmerk-
samkeit. Städtische Eliten dürfen nicht 
alle anderen verdrängen. Auch müssen 
kurzfristige Bedürfnisse gegen langfristige 
Bedrohungen ausbalanciert werden. All 
das muss so geschehen, dass es der politi-
schen Ordnung des jeweiligen Landes ent-
spricht. 

 ● Schritt 3: Die Schaffung von Platt-
formen für Erfahrungsaustausch und 
gemeinsames Lernen: Regionale und 
themenspezifische Gruppen sind auch 
möglich. Das SDSN hat dazu bereits Vor-
schläge gemacht (UN-SDSN, 2017). 

 ● Schritt 4: Revision der Prioritäten 
und Implementierungsstrategien: Dies ist 
selbstredend kein Schlusspunkt, sondern 
führt zu einer neuen Runde iterativen Ler-
nens. Es gilt, Erfolgsmodelle zu kopieren 
und von anderen Parteien gemachte Fehler 
zu vermeiden. 

Die SDGs bieten für die globale Ent-
wicklung noch nie dagewesene Chancen. 
Zur gemeinsamen Vision der Menschheit 
gehören Frieden, Würde und das Ende der 
Armut. Alle Akteure sollten kontinuierlich 
aus neu gesammelter Erfahrung lernen 
und ihre Leistungsfähigkeit entsprechend 
steigern. Dann kann es gelingen, dass die 
SDGs 2030 erreicht sind, und nicht nur An-
lass zu schönen Erinnerungen bieten. 

LaN XUE 

ist Professor für Politik und 

Verwaltungswissenschaften 

an der Tsinghua-Universität in 

Peking. Sie gehört zum UN 

Sustainable Development Solutions Network. 

xuelan@tsinghua.edu.cn

LiNGfEi WENG 

ist wissenschaftliche 

Mitarbeiterin der Tsinghua- 

Universität. 

wenglingfei@tsinghua.edu.cn

HaNZHi YU 

ist wissenschaftliche 

Mitarbeiterin des Center for 

international Governance 

innovation in Kanada. 

hyu@cigionline.org

QUELLEN

Sachs, J., Schmidt-Traub, G., Kroll, C., Durand-

Delacre, D., Teksoz, K., 2016: SDG index and 

dashboard-global report. Bertelsmann Stiftung 

and Sustainable Development Solutions 

Network: New York; 3–35.

UN-SDSN, 2017: Solutions initiatives. 

http://unsdsn.org/what-we-do/solutions-

initiatives/ 

Xue, L., 2012: The shifting global order: a 

dangerous transition or an era of opportunity? 

in Governance 25, Vol. 4: p. 535–539. Fo
to

: M
in

as
se

 W
on

di
m

u 
H

ai
lu

/p
ic

tu
re

-a
lli

an
ce

/A
A

China unterstützt den ausbau afrikanischer infrastruktur wie etwa der Stadtbahn in addis abeba. 
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In Thailand gibt es häufig Überschwemmungen. 2011 

war es besonders schlimm. Straßen wurden zu 

Flüssen, wie in diesem Ort westlich von Bangkok. 

Wasser
Wasser ist eine unverzichtbare Ressource, ohne 
die Leben nicht möglich ist. Wasser kann aber auch 
zum Fluch werden – zum Beispiel wenn es vergif-
tet ist oder bei Hochwasser. Menschliche Gemein-
schaften brauchen geeignete Infrastruktur, um die 
Risiken zu meistern. Es gibt auch vielerorts Fort-
schritt. Vor einem Jahrzehnt mieden Politiker das 
Thema Sanitärversorgung meist, aber heute steht 
es in vielen Ländern auf der öffentlichen Tages-
ordnung. Der Treibhauseffekt wird allerdings viele 
Probleme zuspitzen – Wassermangel ebenso wie 
Fluten. Anpassung an zunehmend erratische Nie-
derschläge ist dringend nötig.
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Wasser

Der schwindende See

Aufgrund des Klimawandels und durch Über-
nutzung der Wasserressourcen schrumpft 
der Tschadsee. Die Folgen für Nigeria sind 
verheerend.

Von Damilola Oyedele

Als europäische Geografen den Tschadsee 
1823 zum ersten Mal vermaßen, betrachte-
te man ihn als einen der größten Seen der 
Welt. Seitdem ist er um etwa 95 Prozent 
geschrumpft. Der Klimawandel zeigt hier 
seine ganze Zerstörungskraft. Zudem wird 
dem See zu viel Wasser entnommen, weil die 
Bevölkerung der Anrainerstaaten – Niger, 
Tschad, Kamerun und Nigeria – wächst. 

Der Tschaddee versorgt rund 38 Mil-
lionen Menschen mit Wasser, obwohl seine 
Oberfläche von 25 000 Quadratkilometern 
in den 1960er Jahren zu 4 800 Quadratkilo-
metern im Jahr 2014 geschrumpft ist. Auch 
seine Fischressourcen sind rückgängig: 
Trockenfisch, eine wichtige Proteinquelle 
für die Menschen der Region, wird immer 
teurer und seltener. 

Der Rückgang des Sees hat verheeren-
de Auswirkungen auf Nigeria. Die ungebil-
dete Landbevölkerung in Nigerias Borno 
State konnte sich früher von Ackerbau er-
nähren, aber an vielen Orten sind nun we-
der Feldanbau noch Viehzucht möglich. 

Manche der Betroffenen haben sich der 
islamistischen Miliz Boko Haram angeschlos-
sen, die ihre Kämpfer bezahlt und damit hoff-
nungslose junge Leute anwirbt. Andere Men-
schen migrieren nach Süden, um dort ein 
Auskommen zu finden. Angesichts des um-
kämpften Arbeitsmarktes gelingt dies jedoch 
nur wenigen. Der schlimmste Schaden wird 
jedoch durch verzweifelte Viehhirten ange-
richtet, die mit ihren Tieren in Gegenden 
weiterziehen, wo sie früher nie hinkamen. 
Manche kommen sogar in die Gegend der 
Hauptstadt Abuja (siehe Kasten, S. 20). 

Benue State ist als Nigerias Brotkorb 
bekannt. Die Distanz von dort bis zum 
Tschadsee beträgt mehr als 1000 Kilometer. 
Trotzdem ist Benue State stark von den häu-
figen Zusammenstößen zwischen Farmern 
und Viehhirten betroffen. Rund 3000 Men-
schen wurden dort zwischen 1989 und 2013 

getötet, und mehr als 1200 starben zwischen 
April 2013 und Juli 2016, wie lokale Medien 
berichten. 

Gefährliche Glaubensverbundenheit

Andere Staaten sind nicht davon ausge-
nommen. Im Dezember 2016 berichtete 
die katholische Diözese von Kafanchan in 
Kaduna State, dass dort 808 Menschen bei 
Zwischenfällen getötet und Ackererträge im 
Wert von $ 18,5 Millionen zerstört wurden. 
Die Situation ist extrem angespannt, noch 

verstärkt dadurch, dass einige christliche 
Anführer den Gouverneur des Staates Nasir 
El-Rufai, einen Muslim, anschuldigen, sich 
auf die Seite der Viehhirten zu stellen, die 
größtenteils den Fulani angehören, einem 
vorwiegend muslimischen Stamm. 

In Nigeria sind religiöse Zugehörig-
keiten potenziell explosiv. Die Menschen 
des südlichen Kaduna sind meist Christen, 
aber der Norden des Landes ist vorwiegend 
muslimisch. Tatsächlich ist ganz Nigeria 
in einen vorwiegend christlichen Süden 
und einen meist muslimischen Norden ge-
spalten. Manche Christen behaupten, die 
Hirten würden dadurch ermutigt, dass Prä-
sident Muhammadu Buhari ein Fulani sei.  

Gewaltsame Zusammenstöße sind für 
Nigeria nicht die einzige Konsequenz des 
allmählichen Austrocknens des Tschadsees. 

Die UN hat vor Hungersnöten im nordöst-
lichen Nigeria gewarnt. Der Hauptgrund 
ist der Boko-Haram-Aufstand, der jedoch 
mit Fragen der Armut und Umweltschä-
digung verwoben ist. Die augenblicklich 
herrschende Nahrungskrise wird verschärft 
durch Wassermangel und Viehherden, die 
die Ernten zerstören. 

Die Regierung reagierte mit dem 
Vorschlag, dass die Weiderouten, welche 
die Viehhirten in den 1960er Jahren über 
Land genutzt hatten, wiederbelebt werden 
sollten. Kritiker sagen jedoch, dies würde 

nur die Probleme im Bezug auf Landbe-
sitz verstärken, weil diese Weiderouten 
im dichtbesiedelten Land von heute nicht 
mehr existieren. 

Andere schlagen vor, die Nomaden 
sollten nicht mehr mit ihrem Vieh umher-
ziehen, sondern sesshafte Viehwirtschaft 
betreiben. Die große Frage ist natürlich, auf 
welchem Land diese Farmen eingerichtet 
werden sollen.

umweltprobleme

Sam Onuigbu leitet das Klimawandel-Ko-
mitee des Abgeordnetenhauses. Seiner An-
sicht nach ist es notwendig, die Zusammen-
stöße anzugehen, aber es sei noch wichtiger, 
etwas zu unternehmen, um die zugrunde-
liegenden Umweltprobleme zu entschärfen. 

Menschen überqueren einen Zufluss zum Tschadsee. 

niger

TSchad

Kamerun

nigeria

Tschadsee
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Onuigbus Meinung nach engagiert sich die 
gegenwärtige Regierung durchaus dafür, 
den Klimawandel zu bekämpfen. Sie hat das 
Abkommen von Paris unterzeichnet und 
begonnen, entsprechende Politik zu entwi-
ckeln und umzusetzen. 

Nicht alle zivilgesellschaftlichen 
Aktivisten sind jedoch davon überzeugt. 
Nnimmo Bassey, der die Stiftung „Health of 
Mother Earth Foundation“ leitet (und einen 
Essay beitrug über Ölförderung und Fische-
rei an Nigerias Küsten im D+C/E+Z e-Paper 
2017/04, S. 37), warnt, dass die meisten 
Reaktionen auf den Schwund des Tschad-
sees viel zu oberfl ächlich seien. Er hält eine 
konzertierte internationale Aktion, vor 
allem der Länder im Tschadbecken, für not-
wendig. 

Laut Bassey ist das dringendste 
Anliegen, die Wassermenge des Sees zu 
erhöhen, was durch die Verbesserung 

des Managements der gesamten Wasser-
scheide des Tschadbeckens möglich wäre. 
Dazu gehöre auch die Überprüfung des 
Managements der regionalen Vegetati-
on, sagt er: „Wir müssen das Great Green 
Belt (Grüngürtel)-Projekt umsetzen, was 
nicht bedeutet, dass nur Bäume gepfl anzt 
werden, wenn Fernsehkameras da sind, 
sondern dass ein ökologischer  Korridor 
entwickelt wird, wo Bäume entscheidend 
sind.“ Die lokale Bevölkerung muss daran 
beteiligt werden, Bäume zu pfl anzen und 
ihr Überleben zu sichern. 

Bassey gibt zu, dass Nigerias aktuelle 
Regierung ein stärkeres Interesse an Um-
weltthemen zeigt als frühere. Trotzdem 
meint er, dass zu wenig zu spät getan wird. 

Auf internationaler Ebene kommt 
Hilfe, um eine Hungersnot in der Tschad-
region zu verhindern. Bei einem Gipfel 
in Oslo im Februar 2017 haben Geber fast 

$ 700 Millionen für humanitäre Belange 
in der Region für die nächsten drei Jah-
re versprochen. Nigeria und Tschad sind 
außerdem Vorreiter einer internationalen 
Kampagne, um $ 50 Milliarden zu sam-
meln, damit der austrocknende See wieder 
gefüllt werden kann. 

Laut der UN-Ernährungs- und Land-
wirtschaftsorganisation (FAO) ist der 
Tschadsee eine „ökologische Katastrophe“, 
die zu noch gravierenden Folgen führen 
wird, wenn man nicht angemessen damit 
umgeht. Das sind schlechte Nachrichten für 
die Nigerianer. 

DAMILOLA OyEDELE

ist leitende Korrespondentin 

der nigerianischen Zeitung 

Thisday. sie lebt in Abuja, 

Nigeria.

damiski22@yahoo.com

Kühe im Maniok-Feld

Charles A. (Name geändert) 
hat sich darauf gefreut, auf sei-
ner Farm in Gwagwalada nahe 
Abuja, Nigerias Hauptstadt, 
Maniok zu ernten. Er hatte be-
reits ein Abkommen mit einer 
Firma geschlossen, die den Ma-
niok kaufen, daraus Pellets als 
Viehfutter herstellen und ins 
Ausland exportieren wollte. Als 
Zeichen des Vertrauens hatte 
die Firma A. eine Vorauszah-
lung überwiesen. 

An einem heißen Nach-
mittag im Februar 2017 wur-
de A. jedoch alarmiert, dass 
Herden von Vieh auf seiner 
Maniok-Farm stünden und alle 
Pfl anzen mit Stumpf und Stiel 
fräßen. Er eilte dorthin und 
wollte die Viehhirten zur Rede 
stellen. Doch seine Feldarbeiter 
hielten ihn zurück. Sie wuss-
ten, dass die Situation gefähr-
lich war und in tödliche Gewalt 
ausarten konnte. 

„Ich habe hilfl os zuge-
sehen, wie sie meine Felder 
zerstörten; jetzt bin ich ver-
schuldet.“ Der Bauer ist äu-
ßerst frustriert, dass so etwas 
überhaupt geschehen konnte. 
„Wir haben die Polizei gerufen, 
aber sie sagten, sie seien nicht 
für Vieh zuständig, und haben 
mir sogar geraten, mich nicht 
mit den Hirten anzulegen, da-
mit ich nicht verletzt würde.“  
Manche Viehnomaden sind be-
waff net. A.s Verluste betragen 
etwa $ 32 000.  

„Die Regierung überredet 
junge Leute wie mich, in Land-
wirtschaft zu investieren, an-
statt Bürojobs zu suchen“, sagt 
er, meint jedoch, er bekomme 
nicht ausreichend Unterstüt-
zung. 

Für Nigerianer klingt sei-
ne Geschichte sehr vertraut. In 
vielen Teilen des Landes trei-
ben Hirten hungriges Vieh auf 

Felder, und immer wieder töten 
sie die Bauern, die sie daran 
hindern wollen. 

Doch die nomadischen 
Hirten sind ebenfalls verzwei-
felt. Sie benötigen Weiden und 
Wasser für ihre Tiere, aber diese 
Ressourcen werden zunehmend 

rar in den Regionen, in denen sie 
traditionellerweise unterwegs 
sind. Auch müssen sie sich und 
ihr Vieh vor Racheangriff en und 
Viehdieben schützen. All diese 
Probleme sind am sichtbarsten 
nahe dem Tschadsee, dessen 
Wasser allmählich schwindet.

hirten sind ebenfalls auf Wasserressourcen angewiesen: 

Viehmarkt in Kano state.
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Dürre ist die neue Normalität

Die Agrarpolitik in Ostafrika muss auf die 
Verfügbarkeit von Wasser abzielen. Die 
Region wird immer trockener, die Wasserver-
sorgung kann nicht einfach dem Lauf der 
Natur überlassen werden. Eine Anpassung 
an den Klimawandel ist dringend nötig.

Von Belay Begashaw

In der Geschichte Afrikas gab es regelmäßig 
Dürren. Es ist ein natürliches Phänomen, 
das Katastrophen verursacht, Millionen von 
Menschen das Leben gekostet und enorme 
soziale, ökologische sowie wirtschaftliche 
Auswirkungen hat. 

Ostafrika – vor allem das Horn von Afri-
ka – sind besonders betroffen, und es wird 
immer schlimmer. Vor 50 Jahren gab es alle 
zehn Jahre, in den 1980er und 1990er Jah-
ren alle fünf Jahre eine Dürre. Seit der Jahr-
tausendwende tritt sie jedes zweite Jahr auf. 
Viele Studien legen nahe, dass sich dieser 
Trend fortsetzen und verstärken wird.

In einigen Ländern sind die Durch-
schnittstemperaturen seit 1970 um etwa ein 
Grad gestiegen. Im Jahr 2011 erlitten laut 
UNEP 13 Millionen Menschen in Dschibu-
ti, Eritrea, Äthiopien, Kenia und Somalia 
eine der schlimmsten humanitären Krisen 
in der jüngsten Geschichte. 2014, 2015 und 
2016 beeinträchtigten Dürren in Äthiopien, 
Somalia und Kenia das Leben von mehr 
als 15 Millionen Menschen. In diesem Jahr 
traf eine extreme Trockenzeit alle oben er-

wähnten Länder und zusätzlich den Süd-
sudan. UN-Vertreter sprechen erneut von 
einer Hungersnot.

Es ist merkwürdig, dass Dürrezeiten 
noch immer als etwas Außergewöhnliches 
betrachtet werden und man darauf meist 
unvorbereitet und unbeholfen reagiert. 
Diese Sichtweise muss sich ändern, denn: 
Dürre ist die neue Normalität. Die politi-
schen Ansätze für die Region – und das gilt 
vor allem für deren Landwirtschaft – müs-
sen auf  diese Realität eingehen.

Die afrikanische Landwirtschaft 
nutzt hauptsächlich Regen zur Bewässe-
rung und zeichnet sich durch geringen 
Input und geringe Erträge aus. Das führt 
dazu, dass die Menschen von der Hand in 
den Mund leben. Etwa 80 Prozent der sess-
haften ostafrikanischen Farmer, die in Ge-
bieten leben, wo es bis zu 1 300 Millimeter 
Niederschlag gibt, betreiben Subsistenz-
Landwirtschaft. 

Traditionell spielen drei Faktoren 
eine Rolle: Land, Arbeitskräfte und Tiere 
(insbesondere Ochsen, Esel oder Kamele). 
Natürlich benutzen die Bauern auch ein-
fache Werkzeuge. Dass die Felder Wasser 
brauchen, wurde in der Vergangenheit 
nicht weiter beachtet, denn Niederschläge 
waren menschlich nicht kontrollierbar. 

Heutzutage muss Wasser oberste Pri-
orität bekommen – auch bei Subsistenzfar-
mern. Entsprechend muss jegliche Art von 
Politik sich darum kümmern, dass Wasser 

verfügbar ist. Sich darauf zu verlassen, dass 
die Natur die Dinge regelt, ist unverant-
wortlich.

Bewässerungssysteme würden viel 
bringen. Selbstverständlich sind auch die-
se von Regen abhängig, aber ein umsich-
tiges Wassermanagement, eine kompetente 
regio nale Planung und eine sparsame Nut-
zung der verfügbaren Ressourcen würden 
helfen, den Regen optimal zu nutzen. 

Allerdings werden sich Politiker und 
die lokalen Gemeinschaften den tech-
nischen Herausforderungen nicht stellen, 
solange sie den Klimawandel und dessen 
Bedeutung nicht anerkennen. In zur Tro-
ckenheit neigenden Gebieten müssen alle 
Verantwortlichen bei allem, was sie tun, die 
Wasserfrage im Blick behalten. Wenn sie das 
gewissenhaft tun, können sie Millionen von 
Menschenleben retten und humanitäre Ka-
tastrophen verhindern.

Auch Wissenschaftler und Forscher 
müssen ihren Teil beitragen. Agrarwissen-
schaftler und Züchter müssen Kulturpflan-
zen zur Verfügung stellen, die weniger Was-
ser benötigen. Von Technikern ist gefordert, 
dass sie sich massiv in Richtung Regenwas-
serspeicherung und kostengünstige Bewäs-
serungsanlagen bewegen. Pathologen und 
Insektenforscher sollten auf neue Schädlinge 
und pathologische Stämme reagieren, die die 
geänderten klimatischen Verhältnisse und 
eingesetzten Mittel mit sich bringen.

Wichtig ist zudem, dass Multiplika-
toren dafür gerüstet sind, Bauern – und 
womöglich auch Verbraucher – über all 
diese neuen Entwicklungen zu unterrich-
ten. Auch passende Ernte- und Viehver-
sicherungen könnten in dieses neue Pro-
duktionssystem integriert werden. Dabei 
sind auch Hirtenvölker und deren Herden 
nicht zu vernachlässigen.

Dürren können nicht länger als au-
ßergewöhnliche Katastrophen betrachtet 
werden. Da Ostafrika mittlerweile ganz 
offensichtlich eine Gegend ist, in der es 
wenig Niederschlag gibt, muss sich die 
Re gion an den Klimawandel anpassen. Da 
gibt es keine Alternative.
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Dürren führen in Äthiopien häufig zu Missernten.
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Nach uns die Sintflut?

Im Wasserkreislauf ist der Klimawandel 
besonders spürbar. Die globale Erwärmung 
verändert die Rate der Verdunstung in den 
Ozeanen und beeinflusst die Häufigkeit 
und Intensität von Regenfällen. Die Folge 
sind Extremereignisse, die häufig durch 
den Menschen noch zusätzlich verstärkt 
werden – zum Beispiel durch Abholzung. 
Vielerorts leiden Menschen und Ökosy-
steme darunter, dass entweder zu viel oder 
zu wenig Wasser verfügbar ist.

Von Daniel Nordmann und Till Below

Das Weltwirtschaftsforum zählt die sich 
abzeichnende Wasserkrise und das Schei-
tern von Klimaanpassungsmaßnahmen zu 
den größten globalen Risiken für die Welt-
wirtschaft und für die Stabilität von Gesell-

schaften. Bei neun von zehn Katastrophen 
in der Welt spielt Wasser inzwischen eine 
Rolle. Im Jahr 2030 werden schätzungs-
weise 40 Prozent der städtischen Gebiete 
hohen Hochwasserrisiken ausgesetzt sein.

Allerdings sind nicht alle Menschen 
gleichermaßen davon betroffen. Klima-
wissenschaftler gehen davon aus, dass 
Süd asien, Subsahara-Afrika, aber auch 
Südamerika – also in erster Linie Schwel-
len- und Entwicklungsländer – stärker 
gefährdet sind als andere Regionen. Und 
in diesen Ländern sind wiederum arme 
Bevölkerungsgruppen besonders betrof-
fen, zum Beispiel, weil sie in informellen, 
überflutungsgefährdeten Siedlungen in 
Tal- und Hanglagen leben. 

Im Klimaabkommen von Paris haben 
die Regierungen von mehr als 190 Ländern 

die Antwort auf diese Herausforderungen 
formuliert. Die Anpassung (Adaptation) 
an die Folgen des Klimawandels ist als 
gleichberechtigtes Ziel neben Minderung 
von Treibhausgasen (Mitigation) in dem 
Abkommen verankert. Klimaanpassung 
dient dazu, die negativen Auswirkungen 
klimatischer Veränderungen zu vermeiden 
oder zu verringern. Zudem nutzt Anpas-
sung Potenziale, die durch den Klimawan-
del entstehen. Ein Beispiel hierfür ist die 
Nutzung von lokal zunehmenden Nieder-
schlägen für das Auffüllen von Grundwas-
serspeichern, die in Dürrezeiten als Reser-
ve dienen.

Auch die Sustainable Development 
Goals (SDGs) berücksichtigen Anpassung, 
nachhaltiges Wassermanagement und die 
Vorsorge für wasserbezogene Katastro-

Nicht nur halb Thailand stand im Herbst 2011 unter Wasser, sondern auch der Markusplatz in Venedig. Fo
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phen. Zahlreiche Schwellen- und Entwick-
lungsländer räumen der Anpassung im 
Wasserbereich in den national festgelegten 
Beiträgen (Nationally Determined Contri-
butions – NDC) Gewicht ein. 

Wasser spielt also für die Anpassung 
an den Klimawandel sowie nachhaltige 
Entwicklung eine Schlüsselrolle. Aber wie 
kann das Thema besser in der Planung 
und Umsetzung entwicklungspolitischer 
Maßnahmen verankert werden, und was 
zeichnet ein gutes Anpassungsprojekt im 
Wasserbereich aus?

Neuer Zweck

Rotterdam im Mai 2016. Auf der Weltkon-
ferenz für Anpassung an den Klimawandel 
präsentiert Wim Kuijken, der Vorsitzen-
de der niederländischen Deltakommissi-
on – eines von der Regierung ernannten 
Expertengremiums für Hochwasser- und 
Küstenschutz –, sein Paradebeispiel für 
erfolgreiche Anpassung an den Klimawan-
del: die Renaturierung der Auenlandschaft 
des Flusses Waal. Damit ist die Stadt Nim-
wegen für kommende Jahrhunderthoch-
wasser besser gewappnet, und darüber 
hinaus ist ein attraktives Naherholungsge-
biet entstanden, das zwei Naturschutzge-
biete miteinander verbindet. 

Bei vielen Anpassungsmaßnahmen 
handelt es sich um bewährte Lösungen für 
altbekannte Probleme – wie die Renaturie-
rung von Flüssen. Völlig neue Erfindungen 
sind eher die Ausnahme. Manche Fachleute 
argumentieren daher, dass Anpassung an den 
Klimawandel nichts Neues sei und man sich 
lieber auf nachhaltige Lösungen für konven-
tionelle Probleme konzentrieren sollte. 

Bei Anpassungsmaßnahmen steht al-
lerdings ein neuer Zweck im Mittelpunkt: 
die Verwundbarkeit von und Risiken für 
Mensch und Natur im Zusammenhang 
mit dem Klimawandel zu verringern. Der 
entscheidende Unterschied zu herkömm-
lichen Lösungen ist daher die „Anpas-
sungshypothese“: die zugrundeliegende 
Annahme, wie eine Aktivität zur Anpas-
sung an die Folgen des Klimawandels oder 
zu der Nutzung von damit verbundenen 
Potenzialen beiträgt. 

Die Formulierung einer Anpassungs-
hypothese ist für die Erfassung der Wir-
kungen unverzichtbar, aber auch, um ein 
Vorhaben international als Beitrag zu den 
Zielen des Pariser Abkommens geltend 

machen zu können. Folglich hängt auch 
der Zugang zu Fonds für Anpassungsmaß-
nahmen davon ab. Untersuchungen haben 
zudem gezeigt, dass Projekte, die auf einer 
Vulnerabilitäts- oder Risikoanalyse fußen, 
in der Regel bessere Wirkungen erzielen. 

Ein Hindernis bei der Waal-Renatu-
rierung in Nimwegen war, dass es lange 
Zeit keinen Austausch zwischen den Fach-
leuten der Wasserbehörde und den Raum-
planern auf lokaler und zentraler Ebene 
gab. Diese Abschottung von Behörden un-
tereinander ist auch in anderen Ländern 
weit verbreitet. Noch immer werden An-
passungsmaßnahmen häufig als alleinste-
hende Umweltprojekte umgesetzt. 

Für eine systematische Verankerung 
von Anpassung in allen Bereichen des 
Wassermanagements fehlen federführen-
den Ressorts häufig die Unterstützung von 
höchster politischer Ebene und die institu-
tionellen Kapazitäten. So entstanden in der 
Vergangenheit in der umweltpolitischen 
Nische viele Einzelmaßnahmen mit sehr 
begrenzter Reichweite und Nachhaltigkeit. 

Im Klimaabkommen von Paris sind 
alle Länder aufgefordert, dieses „Siloden-
ken“ zu überwinden und eine nationale An-
passungsplanung vorzunehmen. Sie soll Ak-
tivitäten bündeln, das Zusammenspiel der 
Sektoren fördern und das sogenannte Main-
streaming von Anpassung auf allen Ebenen 
ermöglichen. Wichtig ist zudem die umfas-
sende Beteiligung von Entscheidungsträ-
gern aus allen Bereichen der Gesellschaft. 

iNNovative koNZepte

Die frühzeitige Einbindung betroffener Un-
ternehmen und lokaler Wissenschaftler ist 
dabei besonders vorteilhaft. Sie hilft, die 
Anpassungskosten ins Verhältnis zu dem er-
warteten wirtschaftlichen und gesellschaft-
lichen Nutzen zu setzen. Gerade Schwellen- 
und Entwicklungsländer haben auf diesem 
Weg schon wichtige Erfolge erzielt.

Dass es einen Mehrwert bringt, das 
klassische Integrierte Wasserressourcen-
management (IWRM) durch eine Anpas-
sungsperspektive zu ergänzen, zeigen zwei 
Beispiele aus Thailand und Albanien (s. 
Kästen, S. 26 und 27). Beide Länder kombi-
nieren konventionellen Hochwasserschutz 
mit innovativen Konzepten, die beispiels-
weise Ökosysteme für die Vorsorge nutzen.

Die Betroffenen werden einbezogen, 
und Fachleute unterschiedlicher Diszipli-

nen und Einrichtungen arbeiten eng zu-
sammen, auch grenzüberschreitend. Um 
akzeptiert zu werden und nachhaltig zu 
wirken, müssen die geplanten Maßnahmen 
in die bestehenden Pläne und Budgets aller 
beteiligten Ressorts integriert werden. In 
Zukunft wird es noch stärker darum gehen, 
nachhaltige Umsetzungserfolge messbar 
zu machen. So können sich die betroffenen 
Länder auch international klimapolitisch 
positionieren. 
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Dokumentation durch Drohnen

Thailand zählt zu den Ländern, 
die am stärksten vom Klima-
wandel bedroht sind. 2011 gab 
es in dem südost asiatischen 
Schwellenland die größten 
Überschwemmungen seit Jahr-
zehnten. Nach ungewöhnlich 
lang anhaltenden, starken Re-
genfällen war fast ein Zehntel 
der Landesfl äche überfl utet. 

Mehr als 13 Millionen 
Menschen waren von dem 
„Jahrhunderthochwasser“ be-
troff en, und es entstand ein 
Schaden von geschätzten $ 40 
Milliarden. Auch außerhalb des 
Landes waren die Folgen spür-
bar: So mussten mehr als 9 000 
Fabriken zeitweise schließen, 
wodurch sich unter anderem 
die Weltmarktpreise für Com-
puterfestplatten verdoppelten. 

Erfahrungen weltweit 
zeigen, dass konventionelle 

Ansätze, um die Auswirkungen 
von Hochwasserereignissen 
abzumildern – wie Deichbau 
und Flutpolder –, kostspielig 
und häufi g unzureichend sind. 
Extremereignisse, die durch 
den Klimawandel verstärkt 
werden, bedürfen spezieller 
Herangehensweisen.

Erfolgversprechend sind 
Anpassungsmaßnahmen, die 
auf das Ökosystem abzielen 
(Eco-system based Adapta-
tion – EbA). Sie nutzen die Leis-
tungen von Ökosystemen wie 
Flussauen, Wälder oder Feucht-
gebiete für die Anpassung an 
den Klimawandel und für die 
Gesellschaft, zum Beispiel für 
die Wasserspeicherung.

Im Auftrag des Bundes-
ministeriums für Umwelt, Na-
turschutz, Bau und Reaktor-
sicherheit (BMUB) unterstützt 

die Deutsche Gesellschaft für 
Internationale Zusammenar-
beit (GIZ) daher die thailän-
dische Regierung darin, ökosy-
stembasierte Maßnahmen zu 
verbreiten. Großes Potenzial 
besteht in der Bewirtschaftung 
von Flusseinzugsgebieten, aber 
auch in der Bewässerung.

A n p a s s u n g s p r o j e k t e 
wie dieses sind ein höchst 
politisches Unterfangen, bei 
dem es immer auch um In-
teressensausgleich geht. Für 
die Umsetzung naturnaher 
Anpassungsmaßnahmen wer-
den zum Beispiel Flächen be-
nötigt, die bisher anderweitig 
genutzt werden. Den Bauern 
oder privaten Unternehmen 
gehen Nutzungsfl ächen und 
Einkommensquellen verloren. 
Aus Sicht der Zivilgesellschaft 
hingegen werden Ökosysteme 
geschützt und die Lebensqua-
lität und Sicherheit verbessert. 

Umsichtige Kommuni-
kation und die Akzeptanz von 
Anpassungsmaßnahmen in 
der Bevölkerung sowie bei In-
teressengruppen sind daher 
von zentraler Bedeutung. Das 
Gleiche gilt für die Kooperation 
unterschiedlicher Behörden, 
die für Bewässerung, Forstwirt-
schaft und Wassermanagement 
zuständig sind. Amart Su-
thamcharat, Leiter des Amtes 
für Wasserressourcenmanage-
ment im Umweltministerium, 
sagt: „Es ist wichtig, dass die 
verantwortlichen Stellen eine 
integrierte Planung für nach-
haltiges Wassermanagement 
entwickeln, die über ihren je-
weiligen individuellen Auftrag 
hinausgeht.“ 

Eine möglichst große Fle-
xibilität ist notwendig. Diese 
wird unter anderem durch eine 

Steigerung von Wasserspei-
cherkapazitäten erreicht, die 
sowohl in Dürrezeiten dienlich 
ist als auch die negativen Aus-
wirkungen von Überschwem-
mungen abfedert. So wurde 
beispielsweise eine Sedimen-
tierungsfalle im Oberlauf eines 
Wasserreservoirs im Einzugs-
gebiet des Flusses Huai Sai Bat 
in Nordostthailand eingerich-
tet, mit der die Sedimenteinla-
gerungen im Rückhaltebecken 
signifi kant reduziert und somit 
die Wasserspeicherkapazität 
erhöht wurde. 

Die Betroff enen waren 
in alle Schritte eingebunden, 
und die Bevölkerung trug die 
Maßnahme mit, obwohl sie 
für Einzelne durch Landnut-
zungsverlust wirtschaftliche 
Einschnitte bedeutete. Für die 
Allgemeinheit steht jetzt mehr 
Wasser zur Bewirtschaftung 
der Ländereien zu Verfügung, 
und die regionale Wirtschaft 
profi tiert davon. 

Diese neue, interdiszipli-
näre Form des Wassermanage-
ments ermöglicht auch inno-
vative Spielfelder. In Thailand 
wurde ein Monitoringsystem 
mit Drohnen aufgebaut. Eine 
lokale Universität überfl iegt 
im wissenschaftlichen Auftrag 
regelmäßig Gebiete, in denen 
Auenlandschaften wiederher-
gestellt und Feuchtgebiete ge-
schützt werden. So visualisiert 
und dokumentiert sie die posi-
tiven Auswirkungen der Maß-
nahmen. Diese Erfahrungen in 
der lokalen Klimaanpassung 
werden mit Unterstützung 
der GIZ in die nationale An-
passungsstrategie Thailands 
eingebracht, damit zukünftige 
Hochwasser und Dürren weni-
ger Schaden anrichten.

Im Jahr 2011 setzte ein Jahrhunderthochwasser große Teile Thailands 

unter Wasser. 
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Risikokarten zugänglich machen

Das Drin-Buna-Tiefl and in der 
Region Shkodra im Nordwe-
sten Albaniens ist anfällig für 
starke Überschwemmungen. 
Sie traten in den vergangenen 
Jahren regelmäßig auf und 
werden aufgrund der klima-
tischen Veränderungen in der 
Region in ihrer Häufi gkeit und 
Intensität zunehmen.

Große Überschwem-
mungen in den Jahren 2010 
und 2013 führten zu hohen 
wirtschaftlichen und ökolo-
gischen Verlusten, von denen 
sich die Region bis heute nicht 
erholt hat. Allein das Hochwas-
ser im Dezember 2010 verur-
sachte wirtschaftliche Schäden 
in Höhe von mehr als 60 Millio-
nen Euro. Mehr als drei Viertel 
der Bevölkerung der ländlichen 
Gebiete und ein Viertel der 
Menschen in der Stadt Shkodra 
waren direkt von den Über-
schwemmungen betroff en. 
Ohne ausreichende Anpassung 
an das steigende Hochwasser-
risiko dürften soziale, ökono-
mische und gesundheitliche 
Schäden in Zukunft noch wei-
ter zunehmen.

Neben einzelnen bau-
lichen Maßnahmen legen die 
albanischen Behörden den 
Schwerpunkt auf Information, 
Frühwarnung, Prävention und 
Raumplanung. Die Deutsche 
Gesellschaft für Internationale 
Zusammenarbeit (GIZ) berät 
die Regierungen von Albani-
en, Montenegro, Kosovo und 
Mazedonien im Auftrag des 
Bundesministeriums für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (BMZ) zu 

klimasensiblem Hochwasser-
risikomanagement.

In den betroff enen Ge-
bieten in und um die Stadt 
Shkodra haben Arbeitsgrup-
pen aus nationalen und lokalen 
Verwaltungen, Hochschulen, 
Rettungsdiensten, Energiever-
sorgern und NGOs einen regi-
onalen und acht lokale Hoch-
wasserrisikomanagementpläne 
erarbeitet, immer unter Betei-
ligung der Bevölkerung. Das 
deutsche Projekt hat die Ak-
teure dabei unterstützt, geleitet 
von den Grundsätzen der EU-
Hochwasserrichtlinie.

Der Plan umfasst den ge-
samten Zyklus von der Vorsorge 
über das Katastrophenmanage-
ment bis zum Wiederau� au. Er 
stellt einen integrierten und um-
fassenden Ansatz dar, indem er 
die Bedeutung der Klimainfor-
mation einbezieht und kritische 
Lücken in der Landnutzungs-
politik und den regulatorischen 
Rahmenbedingungen berück-
sichtigt, die für das klimasen-
sible Hochwassermanagement 
entscheidend sind. 

Ein wichtiger Bestandteil 
des Plans sind Risikokarten 
für Hochwasser, die besonders 
gefährdete Gebiete sichtbar 
machen. Diese sind nun zum 
ersten Mal öff entlich zugäng-
lich. Um den Flüssen mehr 
Raum zu geben, suchen die 
Kommunalverwaltungen nach 
Möglichkeiten zur Wiederher-
stellung von Überfl utungsfl ä-
chen. Außerdem entwickeln sie 
Anpassungsmaßnahmen, um 
Gefahren für Menschen, Um-
welt, wichtige kulturelle Ein-

richtungen und Unternehmen 
zu vermindern. 

In der Stadt Shkodra 
wurde der neu gegründete 
 Katastrophenschutzdienst mit 
Werkzeugen ausgestattet und 
ausgebildet, um auf Hochwas-
serereignisse schnell reagieren 
zu können. Sensibilisierungs-
kampagnen bringen den Men-
schen näher, wie man sich 
angemessen vor und bei Hoch-
wasserereignissen verhält.

Das Projekt unterstützt 
darüber hinaus die Gründung 
eines grenzüberschreitenden 
Hochwasservorhersagesystems 
im Drin-Becken. Die natio-
nalen hydrometeorologischen 
Dienste von Albanien, Monte-
negro, Kosovo und Mazedoni-
en tauschen Daten in Echtzeit 
aus. In naher Zukunft werden 
die zuständigen Behörden in 
den Hochwassergebieten rund 
um Shkodra in der Lage sein, 
die Bevölkerung frühzeitig vor 
einer Flut zu warnen. Rettungs-
dienste haben mehr Zeit, sich 

auf Risikosituationen vorzube-
reiten.

Laut dem stellvertre-
tenden Bürgermeister von 
Shkodra, Arben Gjuraj, war die 
Beteiligung der Bevölkerung ein 
Schlüssel für den Erfolg. „Lear-
ning by doing und die Anpas-
sung der EU-Planungspraxis an 
die lokalen Bedingungen und 
Anforderungen stellten einen 
weiteren dauerhaften Lernef-
fekt für meine Mitarbeiter dar“, 
sagt Gjuraj. Die stellvertretende 
albanische Umweltministe-
rin, Oljana Ifti, bezeichnete die 
enge Zusammenarbeit der ver-
schiedenen Einrichtungen der 
staatlichen Verwaltung bei der 
Präsentation des Plans als wich-
tigsten Erfolgsfaktor. 

Derzeit unterstützt das 
Projekt die Gemeinden dabei, 
die Hochwasserrisikokarten zu 
aktualisieren und ausgewählte 
Anpassungsmaßnahmen wie 
die Instandhaltung von Ent-
wässerungskanälen umzuset-
zen.

Die Bevölkerung in den Überschwemmungsgebieten ist auf genaue 

und schnelle Informationen angewiesen, zum Beispiel über kritische 

Pegelstände, die automatisch oder manuell erfasst werden . 
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„ Jeder Bauer braucht  
ein gutes Klo“

Wo Menschen keinen Zugang zu sauberem 
Wasser und Sanitäreinrichtungen haben, ver-
breiten sich Krankheiten leicht. Ibrahim Awol, 
stellvertretender Leiter der Gesundheitsbe-
hörde des äthiopischen Distrikts Meskan mit 
rund 200 000 Einwohnern, beschreibt im 
Interview die größten Herausforderungen für 
die Landbevölkerung und welche Fortschritte 
in den vergangenen Jahren erzielt wurden.

Ibrahim Awol im Interview  
mit Katja Dombrowski

Warum sind sauberes Wasser und Sanitär-
versorgung so wichtig für die Kontrolle von 
Krankheiten?
Wasser ist einfach grundlegend. Ohne sau-
beres Wasser ist Körperhygiene unmöglich, 
und Krankheiten verbreiten sich schnell. 
Auf dem Land ist Durchfall das größte Pro-
blem. Aber wir haben beispielsweise auch 
mit Typhus und mit Trachom zu kämpfen, 
einer ansteckenden Augenkrankheit.

Was tun Sie dagegen?
Bei der Krankheitsbekämpfung konzentriert 
sich das äthiopische Gesundheitsministeri-
um auf drei Bereiche: Mutter- und Kindge-
sundheit, Hygiene und Sanitärversorgung 
und Kontrolle ansteckender Krankheiten. Vor 
acht Jahren haben wir begonnen, im gesam-
ten Distrikt lokale Gesundheitshelfer einzu-
setzen, die die Menschen zu Hause besuchen 
und klinische Dienste in Gesundheitszentren 
anbieten. Seitdem ist unter anderem die Kin-
dersterblichkeit zurückgegangen.

Was sind denn die größten Herausforde-
rungen in dieser Gegend in Bezug auf Was-
ser und Sanitärversorgung?
Es gibt nicht genügend Brunnen. Gemäß 
dem Standard der Weltgesundheitsorganisa-
tion sollte jeder Haushalt Zugang zu einer si-
cheren Wasserquelle in höchstens 1,5 Kilome-
tern Entfernung haben. Derzeit trifft das nur 
auf 68 Prozent der Haushalte in Meskan zu. 
Außerdem sollten zwei Gesundheitshelfer für 
höchstens 5000 Menschen zuständig sein, 

und auch dieses Soll erfüllen wir noch nicht. 
Der Bau von Latrinen ist auch ein großes Pro-
blem. Nur 57 Prozent der Haushalte haben 
überhaupt irgendein Klo, während nur sehr 
wenige eine gute Latrine haben, die tiefer 
und besser geschützt ist und einen Deckel 
hat. Außerdem: Nicht alle Dorfbewohner, die 
ein Klo haben, benutzen es auch.

Warum nicht?
Sie sind es nicht gewohnt. Das ist eine Frage 
von Tradition und Kultur. Aber wir bringen 
den Bauern die Vorteile von Latrinen näher. 
Unser Ziel ist es, von der Gewohnheit, sich 
auf dem Feld oder im Busch zu erleichtern, 
ganz wegzukommen. Die Gesundheitshel-
fer haben 789 Freiwillige aus den Dörfern 
ausgebildet, die sogenannte Gesundheits-
armee, und die wiederum klären die Men-
schen vor Ort auf. 

Sind denn Fortschritte zu verzeichnen, seit 
das Programm läuft?
O ja, Vieles hat sich verbessert. Vor vier 
Jahren, als die Initiative begann, hatten 
sogar nur 18 Prozent der Bauern ein Klo. 
Durch den Einsatz der Gesundheitshelfer 
hat sich die Mutter- und Kindgesundheit 
verbessert, und die Kindersterblich ist zu-
rückgegangen. Die Haupttodesursache für 
Kinder unter fünf Jahren ist Lungenent-
zündung; früher starb rund ein Drittel der 
betroffenen Kinder, jetzt sind es 12 Prozent. 
Bei Durchfall, der zweithäufigsten Todes-
ursache, verbesserte sich der Wert von 30 
auf 20 Prozent. Das kommt daher, dass die 
Familien ihre Kinder jetzt ins Gesundheits-
zentrum bringen, wenn sie krank sind. Auch 
ein Drittel der Geburten findet nun in einer 
Gesundheitseinrichtung statt. Vor acht Jah-
ren waren es nur vier Prozent. Die Impfrate 

Im Distrikt Meskan haben nur sehr wenige Menschen ein gutes Plumpsklo (links). Die meisten 

haben ein traditionelles (rechts), während 43 Prozent der Haushalte gar kein Klo haben.
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Kein Wasser, keine Hygiene

In Teilen Äthiopiens schaff t es 
die Regierung nicht, grundle-
gende Dienstleistungen wie 
ausreichende Gesundheits-
versorgung und Zugang zu 
sauberem Wasser zur Verfü-
gung zu stellen. Lokale NGOs 
versuchen mit der Unterstüt-
zung internationaler Geber, die 
Lücken zu füllen.

Die Christoff el-Blinden-
mission (CBM), eine christliche 
NGO aus Deutschland, unter-
stützt das Trachom-Programm 
von Grarbet Tehadiso Mahber 
(GTM), einer NGO in der Sou-
thern Nations Nationalities and 
Peoples Region. Sie entstand 
1996 mit dem Ziel, Menschen 
mit Behinderung und Augen-
problemen zu helfen. Trachom 
ist die häufi gste infektiöse Ursa-
che für Erblindung. Sie gehört 
zu den vernachlässigten Tro-
penkrankheiten nach Defi nition 
der Weltgesundheitsorganisati-
on (s. E+Z/D+C e-Paper 2016/11, 
S. 14 ). In Äthiopien ist sie 
weltweit am meisten verbreitet. 

Die ansteckende Krankheit tritt 
vor allem in armen, ländlichen 
Gegenden auf und triff t vor 
allem Kinder und Frauen.

Im Kampf gegen Trachom 
folgt GTM der sogenannten 
SAFE-Strategie. Sie besteht aus: 

 � Surgery: der Operation 
von Trichiarsis, dem fortge-
schrittenen Stadium von Tra-
chom, das durch wiederholte 
Infektionen ausgelöst wird und 
zu Sehschwierigkeiten und 
Blindheit führt,

 � Antibiotics: die Behand-
lung mit und die Massenvertei-
lung von Antibiotika zur Ein-
dämmung der Krankheit,

 � Facial cleanliness: Ge-
sichtshygiene und

 � Environmental improve-
ments: Umwelthygiene, um die 
Übertragungswege zu reduzie-
ren.

An fünf Tagen der Woche 
fahren vier Teams von GTM in 
abgelegene Dörfer, um die Men-
schen aufzuklären, Trachom zu 
behandeln und Augenoperati-

onen vorzunehmen – selbst in 
den einfachsten Gesundheits-
zentren, die weder Strom noch 
Wasser haben. Alles, was die 
Teams brauchen, bringen sie 
selbst mit, von Sehtesttafeln bis 
zu sterilem OP-Besteck.

Doch solange die Men-
schen ihr Verhalten nicht än-
dern, bringt die Behandlung in 
Gegenden mit hoher Prävalenz 
wenig. Deshalb verstehen die 
GTM-Mitarbeiter ihre Aufgabe 
vor allem darin, das Bewusst-
sein in der Bevölkerung zu 
schärfen. Die Bakterien sitzen 
in der Tränenfl üssigkeit und 
Nasenschleimhaut. Wenn 
viele Menschen im selben 
Bett schlafen, dasselbe Stück 
Stoff  benutzen, um Gesicht 
und Hände abzuwischen – vor 
allem von Kindern – und ihr 
Gesicht nicht mehrmals am 
Tag mit Seife waschen, breitet 
sich Trachom rasch aus. Auch 
Fliegen sind Überträger.

„Sauberes Wasser ist die 
grundlegende Voraussetzung“, 
sagt der Arzt und GTM-Gründer 
Redda Teklehaimanot. Ohne 
Wasser sei persönliche Hygiene 
ein Ding der Unmöglichkeit. 
Doch wenn Wasser knapp ist 
oder es viel Mühe kostet, es von 
weither zu holen, benutzen die 
Menschen es ausschließlich 
als Trinkwasser und nicht zum 
Waschen. Da es in vielen Pro-
jektgebieten keine ausreichende 
Versorgung gibt (s. Interview), 
baut die NGO im Rahmen 
ihres Trachom-Projektes auch 
Brunnen. „Zunächst identifi zie-
ren wir mit Hilfe der örtlichen 
Behörden Dorfgemeinschaften 
mit Wasserproblemen“, erklärt  
Wubante Yalew von CBM Äthi-
opien. „Wir reden mit den Was-
serbehörden der Distrikte, die 
Karten über die Versorgungs-
situation haben, und wir reden 
mit den Leuten selbst.“ Diese 

beteiligen sich am Brunnenbau, 
etwa indem sie das Loch mit 
bis zu sechs Metern Tiefe von 
Hand graben und Betonringe 
einlassen, wenn es fertig ist. Sie 
stellen auch Baumaterial wie 
Steine oder Sand. Die Brunnen 
sind geschlossen, um sie vor 
Verunreinigung zu schützen, 
und sie verfügen über langle-
bige Handpumpen.

„Nach der Fertigstellung 
übergeben wir die Brunnen an 
den Distrikt“, sagt Wubante Ya-
lew. Dessen Mitarbeiter desin-
fi zieren das Wasser regelmäßig 
mit Chlor und kümmern sich 
um die Instandhaltung. Den 
Wasserverbrauch kontrollieren 
die Gemeinschaften selbst. 
„Sie legen Regeln fest, die sich 
am Potenzial des jeweiligen 
Brunnens orientieren.“ In der 
Regenzeit kann jede Familie 
beispielsweise 40 bis 60 Liter 
am Tag entnehmen, während 
es in der Trockenzeit nur für 20 
bis 30 Liter reicht. Das Wasser 
selbst kostet nichts, aber jeder 
Haushalt zahlt einen kleinen 
Betrag von durchschnittlich 
65 Birr (2,60 Euro) im Jahr für 
Instandhaltung und kleine 
Reparaturen und um ein 
gewähltes Mitglied aus ihrer 
Mitte zu bezahlen, das den 
Brunnen bewacht.

In der Nähe jedes Brun-
nens baut GTM auch ein gutes 
Plumpsklo. Zum einen wird so 
die Umgebung sauber gehalten, 
was wichtig ist, damit das Was-
ser sauber bleibt. Zum anderen 
dient es als Modell, nach dem 
die Bauern ihre eigenen Klos 
bauen können. Das Ziel ist, dass 
jeder Haushalt ein gutes Klo auf 
dem eigenen Grundstück hat.
 Katja Dombrowski
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Brunnen im Distrikt Silti, gebaut von GTM. 
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ist ebenfalls stark gestiegen. Die Impfk am-
pagne der Regierung gegen Rotaviren trägt 
auch zur Verringerung der Sterblichkeit bei.

Was muss passieren, damit alle Menschen in 
Ihrem Distrikt eines Tages Zugang zu sau-
berem Trinkwasser und Sanitäreinrichtungen 
haben?
Nun, wir müssen weiterarbeiten. Wir brau-
chen mehr Brunnen, damit jeder Haushalt 
sicheres Wasser in zumutbarer Entfernung 
hat. Und jeder Bauer braucht ein gutes Klo.

Was kostet denn eine solche modellhafte La-
trine, und zahlen Sie den Leuten Zuschüsse, 
um sie zu bauen?
Der Bau einer guten Latrine kostet 2500 Birr 
(rund 100 Euro). Wir geben keine fi nanzi-
elle Unterstützung, aber wir haben junge 
Männer aus den Dörfern angelernt, wie 
man Deckel aus Zement herstellt, und die 
helfen den Bauern dabei. Es ist ein Marke-
tingprogramm für die Sanitärversorgung. 
Für die jungen Männer ergibt sich dadurch 
auch eine Jobmöglichkeit: Sie bekommen 
Start-up-Kapital als Darlehen, um ein eige-

nes Business mit der Herstellung dieser Klo-
deckel aufzumachen.

Gibt es in dem Bereich auch Unterstützung 
durch Geber oder NGOs?
Ja, es gibt lokale NGOs wie GTM (s. Kasten, 
S. 29), die mit Hilfe internationaler Geber 
zum Beispiel sichere Trinkwasserbrunnen 
bauen, und das ist sehr hilfreich. Dann 
ist da noch das nationale One-WASH-Pro-
gramm, das von der Weltbank und der Afri-
kanischen Entwicklungsbank unterstützt 

wird. Im Rahmen dieses Programms bauen 
wir jetzt in einer Stadt öff entliche Latrinen 
in der Nähe des Marktes und des Busbahn-
hofs. Unser größtes Problem ist das Budget 
– wie in vielen afrikanischen Ländern.  

IBRAHIM AWOL

ist stellvertretender Leiter 

der Gesundheitsbehörde 

von Meskan.
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Geldfragen

Allen Menschen bis 2030 sauberes Wasser 
und Sanitärversorgung verfügbar zu machen, 
ist das sechste Nachhaltigkeits-Entwick-
lungsziel (Sustainable Development Goal – 
SDG). In Malawi, einem Binnenland mit 
17 Millionen Einwohnern, muss noch viel 
geschehen. Erfolg hängt vom Geld internati-
onaler Geber ab, die aus gutem Grund Mittel 
nur noch über regierungsunabhängige Orga-
nisationen ins Land fließen lassen.   

Von Raphael Mweninguwe

Malawi ist eins der ärmsten Länder der 
Welt. Der Weltbank zufolge betrug die 
Wirtschaftsleistung pro Kopf 2015 lediglich 
340 Dollar und etwas mehr als die Hälfte 
aller Einwohner lebte unterhalb der nati­

onalen Armutsgrenze. Malawi hat seit der 
Unabhängigkeit von der britischen Kolo­
nialmacht 1964 keinen ernsthaften mili­

tärischen Konflikt erlebt. Dennoch bleibt 
die ökonomische und soziale Entwicklung 
enttäuschend. Viele Malawier sind zu Ar­
mut verurteilt. Experten machen die Politik 
für  wirtschaftliche und soziale Probleme 
verantwortlich, und die meisten Malawier 
sehen das auch so. Zugang zu sauberem 
Wasser und ausreichender Sanitäreinrich­
tungen haben längst nicht alle.

Tiefe frusTraTion

„Wie kann ein Land das Ziel erreichen, 
wenn seine Politiker die Leute bestehlen, 
denen zu helfen sie vorgeben?“, fragt sich 
Alexander Phiri. Der Vater von drei Kin­
dern lebt in Mtandile, einem Slum im Zen­
trum der Hauptstadt Lilongwe. Die meis­

ten Menschen hier haben weder Zugang zu 
sauberem Wasser noch zu richtigen Toilet­
ten. Sie holen ihr Wasser aus Brunnen, die 

nicht sicher sind. Wasserkioske verkaufen 
zwar Trinkwasser, doch die Preise sind für 
die meisten Familien unerschwinglich.  

Schuldig sind in Phiris Augen die Po­
litiker. „Sie stehlen Steuergelder auf Kosten 
der Armen.“ Der Familienvater bezieht sich 
auf den „Cash­Gate“ genannten Skandal von 
2013, als bekannt wurde, dass Kabinettsmit­
glieder und deren Partner sich mit Millio­
nen Dollar aus der Staatskasse bereicherten. 
Als Konsequenz stoppten multilaterale und 
bilaterale Geldgeber wie die EU, die Welt­
bank, die Afrikanische Entwicklungsbank, 
Deutschland, Norwegen, die USA, Britan­
nien und andere die Budgethilfe, mit der 
sie den malawischen Staatshaushalt unter­
stützt hatten. Zusammen hatten sie etwa 40 
Prozent des Haushalts finanziert. 

Das Ende der Budgethilfe hatte ernst­
hafte Auswirkungen auf Bildungs­ und Ge­
sundheitswesen, einschließlich der Was­

Viele Menschen holen ihr Trinkwasser aus Flüssen. 
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ser­ und Sanitärversorgung und Hygiene 
(water, sanitation and hygiene – WASH). 
Die größten Versorgungslücken sind 
wahrscheinlich in der Sanitärinfrastruk­
tur aufgerissen. Das Wort „Toilette“ klingt 
schmutzig, sodass Politiker sich lieber mit 
anderen Themen profilieren. Weil Malawis 
Institutionen nie große Summen in die­
sen Bereich investiert haben, ist Entwick­
lungshilfe (official development assistance 
– ODA) hier besonders wichtig. Im Finanz­
jahr 2014/15 betrugen die Regierungsaus­
gaben hierfür nur 1,1 Millionen Dollar. 

Gesundheitsminister Peter Kumpa­
lume zufolge hat die Regierung nicht das 
Geld für alle notwendigen Sanitärpro­
gramme. Die Folgekosten beziffert er al­
lerdings auch auf 12 Millionen Dollar, die 
nur deshalb für Medikamente gebraucht 
würden, weil sich Krankheiten wegen 
ungenügender sanitärer Einrichtungen 
verbreiteten. Kumpalume setzt in dieser 
Angelegenheit auf nichtstaatliche Organi­
sationen (non­governmental organisations 
– NGOs). Er nennt sie „Partner, die mit uns 
arbeiten, um die Probleme der Sanitärver­
sorgung zu lösen.“  

Tatsächlich engagieren sich in vielen 
Dörfern Malawis zivilgesellschaftliche Or­
ganisationen in WASH­Angelegenheiten. 
United Purpose (UP), eine internationale 
NGO, die früher Concern Universal hieß, 
hat beispielsweise von der Britischen Re­
gierung und UNICEF Geld für WASH­Pro­
gramme in den Distrikten Kasungu und 
Dowa bekommen. 420 000 Menschen le­
ben dort, und in 1800 Dörfern müssen die 
Menschen sich nun nicht mehr im Freien 
– ohne Toilette – entleeren. 

Laut Heather Campbell, UP­Mana­
gerin in Malawi, wurden 714 Brunnen ge­
graben, von denen 42 Schulen versorgen. 
Campell sieht, was Sanitärversorgung und 
Hygiene angeht, „bemerkenswerten Fort­
schritt“, seit die NGO 2013 die Arbeit auf­
nahm.   

Es gibt in der Tat langfristigen Fort­
schritt. Laut der internationalen NGO Wa­
terAid nutzten 2012 bereits 88 Prozent der 
malawischen Bevölkerung einfache und 
zehn Prozent technisch ausgereifte Toilet­
ten. Von 1990 bis 2012 sank der Anteil der 
Menschen, die sich im Freien entleeren, 
von 19 Prozent auf 7 Prozent. Der Finan­
zierungsengpass nach Cash­Gate hat die 

Entwicklung aber gebremst. Heute kommt 
rund 80 Prozent des Geldes, das in den 
WASH­Sektor investiert wird, über inter­
nationale und lokale NGOs von internati­
onalen Gebern.    

Persönliche Hygiene ist selbstver­
ständlich auch wichtig. Nur 37 Prozent 
der Bevölkerung praktizieren sie Studien 
zufolge in ausreichendem Maß. Laut Wa­
terAid haben nur vier Prozent der Schu­
len Malawis Waschbecken und stellen 
Seife bereit. Auch in anderen öffentlichen 
Einrichtungen wie Märkten und selbst 
Gesundheitseinrichtungen sind Hygiene­
standards niedrig.

GesamTafrikanische 
 herausforderunG

Malawi hat internationale Abkommen 
unterzeichnet, um die Entwicklung in 
Sachen WASH voranzubringen. Am pro­
minentesten ist die UN Agenda 2030 mit 
den SDGs. Es gibt aber auch afrikanische 
Übereinkommen. Minister der AU­Länder 
verabschiedeten 2008 in Südafrika die 
eThekwini Declaration und 2014 als Folge­
abkommen im Senegal die Ngor Declara­
tion. Malawi hat beide unterschrieben.

Laut eThekwini Declaration sollen 
AU­Mitglieder jährlich 0,5 Prozent des 
Bruttosozialprodukts für den Ausbau der 
Sanitärversorgung aufwenden. Viele Län­
der taten das nicht. Die Ngor Declaration 
forderte daraufhin, dass 2030 allen Afrika­
nern Sanitäreinrichtungen zur Verfügung 
stehen sollen. Bemerkenswerterweise hat 
sich die AU dieses Ziel gesetzt, noch bevor 
die SDGs beschlossen wurden.

Malawi investiert immer noch kei­
ne 0,5 Prozent des Bruttosozialprodukts 
in seine Wasserinfrastruktur. Fairerweise 
muss gesagt werden, dass das Land kürz­
lich eine verheerende Dürre erlebt hat. 
WaterAid kritisiert aber, dass das für Be­
wässerung und Wasserentwicklung zu­
ständige Ministerium keinen Etatposten 
für Sanitäres und Hygiene hat. Solch einen 
Haushaltsposten hat nur das Gesundheits­
ministerium – für kurative, jedoch nicht 
für präventive Maßnahmen.

Auch im urbanen Raum muss viel 
passieren. Malawis größte Städte, Lilong­
we und Blantyre, haben je knapp über eine 
Million Einwohner, und ihre Bevölkerung 

wächst schnell. In Lilongwe sind nur 20 
Prozent der Haushalte an Abwasserlei­
tungen und Kläranlagen angeschlossen, 
in Blantyres sogar nur zehn Prozent. Die 
städtische Kanalisation  entstand in den 
1950er Jahren unter Kolonialherrschaft.

Bislang wird Abwasser aus Privat­
haushalten und Gewerbe in die Flüsse 
geleitet, aus denen sich Tausende von 
Großstädtern ihr Wasser holen. Weil das 
Kanalsystem völlig überlastet ist, ist zu­
dem das Grundwasser kontaminiert – und 
somit die Brunnen, von denen viele ab­
hängen. Deshalb sind durch Wasser über­
tragene Krankheiten so verbreitet. Ohne 
ordentliche Sanitäranlagen ist sichere Ver­
sorgung mit Trinkwasser nun mal unmög­
lich.    

In beiden Städten wurden im Januar 
2017 neue Bürgermeister gewählt. Beide 
haben versprochen, den Ausbau der Sani­
tärversorgung voranzubringen. Wo sie die 
Mittel für diese gewaltigen Infrastruktu­
rinvestitionen herbekommen, bleibt abzu­
warten. 
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Trinkwasser aus der Wüste

Anders als man denkt, sind die wichtigsten 
Reichtümer Libyens nicht die Ölquellen, son-
dern Wasser. Das weltweit größte Reservoir 
fossilen Süßwassers liegt unter dem Boden 
seiner Wüsten. Dieser Grundwasserleiter 
versorgt das Land mittels eines riesigen 
Pipelinesystems mit Trinkwasser und mit 
Wasser für die Landwirtschaft. Der „Great 
Man-Made River“ (Der große menschenge-
schaffene Fluss) ist das größte Bewässe-
rungsprojekt der Welt.

Von Moutaz Ali 

Libyens Great Man-Made River (GMMR) 
transportiert momentan fast 2,5 Million Ku-

bikmeter Wasser täglich. Es fließt durch ein 
unterirdisches Netzwerk von Pipelines vom 
Nubischen Sandstein-Aquifer-System in der 
Großen Sahara zu den urbanen Zentren an 
der Küste, einschließlich Tripolis und Ben-
gasi. Die Distanz reicht über 1600 Kilometer. 
Der GMMR speist 70 Prozent allen Süßwas-
sers, das in Libyen genutzt wird.

Mit Ausnahme eines grünen, frucht-
baren Streifens entlang der Mittelmeerküste 
ist Libyen eine riesige Wüste mit einigen 
verstreuten Oasen. Regen fällt nur auf fünf 
Prozent seiner Oberfläche. Es gibt keinen 
Fluss, der durchgängig das ganze Jahr Was-
ser führt. Wasserknappheit war immer ein 
großes Problem. 

Die Lösung wurde in den 1950er-Jah-
ren durch Zufall gefunden, als Ölfirmen in 
der libyschen Wüste nach Rohöl bohrten. 
„Sie entdeckten Becken, die einen riesigen 
Wasservorrat enthielten“, sagt Geologe Za-
karia Al-Keep. „Das war fossiles Süßwasser, 
das Tausende von Jahren unterirdisch ge-
speichert war.“ 

Die libyschen Forscher waren begeis-
tert. Sie hatten vorher bereits Verschiedenes 
getestet, um Trinkwasser zu generieren, 
etwa die Entsalzung von Meerwasser oder 
den Import von Wasser aus Europa via Pipe-
lines oder Schiffen. Nun eröffnete sich aber 
ein neuer Weg: Die Ausbeutung fossiler Was-
serreserven aus vier unterirdischen Wüsten-

becken – Sarir und Kufra im Südosten und 
Murzuq und Jabal Hasawanain im Südwe-
sten. Die Idee des GMMR war geboren. 

Am 28 August 1984 legte Staatschef 
Muammar Gaddafi – der Diktator, der 2011 
gestürzt und getötet wurde –, den Grund-
stein in Sarir. Der Plan sah vor, 1350 Brun-
nen zu bohren, verteilt über die vier Becken. 

Viele dieser Brunnen sind bereits in 
Gebrauch. Die meisten sind über 500 Meter 
tief und mit der Küste durch Betonzylinder-
röhren verbunden. Jede Röhre misst sieben 
Meter und vier Meter im Durchmesser. Ins-
gesamt sind mehr als 4000 Kilometer Pipe-
lines verlegt worden. Sie transportieren 6 
Millionen Kubikmeter Wasser pro Tag. Zu-
sätzliche 2000 Kilometer sind geplant.

Der Great Man-Made River ist welt-
weit das größte Bewässerungsprojekt, das 
je durchgeführt wurde. 1999 verlieht die 
UNESCO Libyen einen Preis für bemerkens-
werte wissenschaftliche Forschung bezüg-
lich Wassernutzung in Wüstengebieten.  

Die Infrastruktur gehört der GMMR 
Project Authority. Das Haupt-Bauunterneh-
men für die ersten Phasen in der Gaddafi-
Ära war das Dong Ah-Konsortium. Augen-
blicklich ist Al Nahr die zentrale Baufirma. 
Beides sind lokale libysche Bauunterneh-
men. Koreanische und australische Firmen 
haben einige technischen Teile zugeliefert. 

Bis jetzt hat Libyen es geschafft, den 
GMMR ohne finanzielle Hilfe anderer Län-
der oder Bankkredite zu bauen. Steuern 
auf Tabak und Benzin trugen dazu bei, das 
Geld zusammenzutragen, ebenso wie die 
Ölerträge. Die Gesamtkosten des GMMR 
betragen bisher mehr als 36 Milliarden US-
Dollar. 2007 waren drei von fünf Projektpha-
sen ausgeführt, die alle größeren Städte mit 
Wasser versorgen. Phase 4 ist weitgehend 
fertig, aber der Weiterbau wurde durch die 
Revolution 2011 und den nachfolgenden 
Bürgerkrieg unterbrochen.  

Das Nubische saNDsteiN-  
aquifer-system 

Fossiles Wasser ist in tiefen Schichten 
der Erde gespeichert. Ein Großteil davon 
stammt von geschmolzenem Gletscher-

Ein Modell des „Great Man-Made River“-Bewässerungsprojekts in Libyen.

LiByEn
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wasser von vor Tausenden von Jahren. Das 
Nubische Sandstein-Aquifer-System (NSAS) 
ist das größte fossile Süßwasserreservoir der 
Welt – schätzungsweise 373 000 Milliarden 
Kubikmeter Wasser auf einer Fläche von etwa 
zwei Millionen Quadratkilometern.

Das NSAS liegt unter der Sahara in den 
Territorien der Länder Libyen, Tschad, Ägyp-
ten und Sudan. 2013 einigten sich die Regie-
rungen dieser vier Länder auf einen Rahmen 
für ein gemeinsames Management der Was-
serressourcen, um den Wassernachschub für 
einen langen Zeitraum zu gewährleisten. 

Achtsames Management ist notwendig, 
da das fossile Wasserreservoir nicht auf na-
türlichem Wege wieder aufgefüllt und deswe-
gen irgendwann leer sein wird. Das wirft die 
Frage auf, wie lange diese Ressourcen reichen 
werden. GMMR-Beamte sagen, dass es bisher 
keinen klaren wissenschaftlichen Beweis für 
die Herkunft des Wassers gebe. 

„In Kooperation mit verschiedenen in-
ternationalen Institutionen messen wir jähr-
lich den Wasserstand im unterirdischen Be-
cken“, sagt Mahmud Abu Aisha vom GMMR. 
„Wir stellten fest, dass das unterirdische Was-
ser in manchen Jahren um einen Zentimeter 
sinkt, was zu vernachlässigen ist.“ Überra-
schenderweise steigt der Pegel in manchen 
Jahren. Seine Schlussfolgerung ist, dass es 
„größere Zuflüsse in unsere Untergrund-Be-
cken geben könne“.

GMMR-Vertreter gehen davon aus, dass 
Libyens unterirdisches Wasser 650 Jahre 
reichen wird. Andere Experten meinen, das 
Aquifer wird in 250 Jahren erschöpft sein. 
Das Standardalter der Pipelines liegt jeden-
falls bei 50 Jahren; sie müssen zweimal im 
Jahrhundert ausgewechselt werden. 

Dank der enormen Wassermassen, 
die durch den GMMR fließen, ist nun Land-
wirtschaft in der Wüste möglich. Die Regie-
rung investierte in sieben große Landwirt-
schaftsprojekte. Eines davon liegt südlich 
der Hauptstadt Tripolis. Dieses Projekt in der 
Jafara-Ebene ist 3300 Hektar groß, unterteilt 
in 665 Farmen. Diese Farmen bauen verschie-
dene Zitrusfrüchte an, Weizen, Gerste und 
Gemüse. Es gab auch Pläne, Millionen von 
Palmen weiter im Süden anzupflanzen, aber 
die Kämpfe in der letzten Zeit haben die Wei-
terentwicklung unterbrochen. 

Nach libyschem Gesetz sollen die Aus-
wirkungen auf die Umwelt überprüft werden, 
bevor ein größeres Projekt angeschoben wird. 
Im Fall des GMMR fand dies nicht statt, sagt 
Khalifa Elawej, ein Berater der Umweltbe-
hörde. Die politische Entscheidung, mit dem 
Bau loszulegen, beruhte auf „akutem Wasser-
mangel“. Zu diesem Zeitpunkt kostete fos-
siles Wasser nur ein Zehntel von entsalzenem 
Wasser. Bis heute sind die Auswirkungen auf 
die Umwelt nicht untersucht worden.

Laut Elawej ist es unmöglich, diese 
Auswirkungen zu kennen, weil die entspre-
chenden Daten nicht vorhanden sind; dafür 
seien mehrere Studien notwendig. Einige 
Folgen seien jedoch offensichtlich, sagt er. 
Positive Auswirkungen sind etwa: 

 ● Der GMMR trug dazu bei, die grünen 
Zonen im Norden und Westen des Landes zu 
vergrößern, so dass weitergehende Desertifi-
kation eingedämmt wird. 

 ● Durch die grünen Zonen wird das Wet-
ter gemäßigter. 

 ● Traditionelle Wasserquellen im Norden 
werden geschont, da die Menschen nun Zu-
gang zum Wasser des GMMR haben.

 ● Die landwirtschaftliche Produktion ist 
erhöht. 

Es gibt jedoch auch Nachteile, meint 
Elawej: 

 ● Die Umwelt in der Wüste, wo das fossile 
Wasser entnommen wird, kann geschädigt 
werden. 

 ● Das Pipeline-Netzwerk selber kann die 
Umwelt zerstören. 

 ● Ein Teil des Wassers wird in offenen 
Becken aufbewahrt und seine Verdunstung 
führt zu Versalzung. Der Salzgehalt des 
GMMR-Wassers ist entsprechend internatio-
nalen Standards recht hoch, allerdings nicht 
so schlecht wie bei den traditionellen Brun-
nen im Norden, die durch einströmendes 
Meereswasser versalzen werden. 

 ● Da das meiste – vielleicht sogar das ge-
samte – fossile Wasser nicht erneuerbar ist, 
werden begrenzte Ressourcen aufgebraucht.  

ZerstöruNg uND sabotage 

Im Bürgerkrieg hat der GMMR ernsthafte 
Schäden erlitten. Während der Revolution im 
Jahr 2011 bombardierten NATO-Flugzeuge 
die Pipelines in Brega. Sie zielten auch auf 
eine Röhrenfabrik, möglicherweise, um 
Gaddafis Truppen vom Wassernachschub 
abzuschneiden. In jüngerer Zeit gab es Sa-
botage-Akte im Süden. Im März 2017 warnte 
die GMMR-Administration, dass wiederholte 
Attacken auf die Brunnen in Jabal Hasawna 
dazu führen könnten, dass es in Tripolis und 
anderen nordwestlichen Städten kein Wasser 
mehr gäbe. 

Libyer sind stolz auf den GMMR. Und 
sie wissen, dass sie auf ihn angewiesen sind. 
Städte hatten früher nur sehr begrenzten Zu-
gang zu Trinkwasser. „Ich erinnere mich an 
die Jahre, als mein Vater oft zwei Stunden zu 
seinen Freunden in die nächste Oase fuhr, um 
einige Kanister Trinkwasser mitzubringen“, 
erzählt Maia Ben Shaban, die in Tripolis lebt. 
Sie erinnert sich gern an den besonderen Tag, 
als der GMMR im Jahr 1996 an die Stadt an-
geschlossen wurde, was den Lebensstandard 
der Bewohner erheblich verbesserte. 
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Langfristiger Strukturaufbau

Der Südsudan ist durch vier Jahrzehnte Krieg 
geprägt und befindet sich seit vier Jahren 
erneut im Bürgerkrieg. Diese verheerende 
Situation spiegelt sich auch in der gesamten 
Infrastruktur des Landes wider, etwa in der 
Wasser- und Sanitärversorgung. Die GIZ 
unterstützt das Land im Auftrag des Bundes-
ministeriums für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung (BMZ) dabei, die Ver-
sorgung mit Trinkwasser nachhaltig zu 
verbessern.

Von Anke Peine und Christian Grünhagen

Mit dem Friedensabkommen von 2005 und 
der Unabhängigkeit im Jahr 2011 konnte da­
mit begonnen werden, im Südsudan funk­
tionierende staatliche Strukturen zur Grund­
versorgung der Bevölkerung zu planen und 
aufzubauen. Mehr als die Hälfte der Bevöl­
kerung im Land hat keinen Zugang zu sau­
berem Trinkwasser, und noch weniger haben 
Zugang zu angemessener Sanitärversorgung. 
Der jüngste Konflikt verschärfte die Situation 
für die Bevölkerung zusätzlich. 

Die Wasserinfrastruktur im Südsudan 
ist unterentwickelt, in erster Linie wegen des 
jahrzehntelangen Bürgerkriegs und man­

gelnder Investitionen. Zudem fehlen im Was­
ser­ und Sanitärsektor die institutionellen 
Rahmenbedingungen, es herrscht ein gro­
ßer Mangel an qualifiziertem Personal und 
Know­how auf allen Ebenen, von den Was­
serbetrieben bis hin zu den verantwortlichen 
Verwaltungen und Ministerien.

In einer ersten Phase hat die GIZ daher 
im Auftrag der Bundesregierung auf natio­
naler Ebene wichtige Reformansätze un­
terstützt. Für den Wassersektor wurde eine 
Strategie erarbeitet, allen voran der Entwurf 
eines Wassergesetzes, in dem die institutio­
nellen Zuständigkeiten für die Wasser­ und 
Sanitärversorgung festgelegt wurden. Im 
Kommunalgesetz wurde verankert, dass die 
Bereitstellung von Basisdienstleistungen 
Aufgabe der lokalen Verwaltungen ist. Auf 
lokaler Ebene wurden parallel dazu erste Be­
treibermodelle pilotiert. 

Neben dem Aufbau der lokalen Insti­
tutionen und Kapazitäten und der Bereit­
stellung der finanziellen Mittel mussten sich 
die beteiligten Akteure in ihre neuen Rollen 
finden. Dies galt für die lokalen Verwaltungs­ 
und Regierungsstrukturen genauso wie für 
die Bürger und die unterstützenden Orga­
nisationen. Als erste Schritte in Richtung 
funktionierende Dienstleistung mussten die 
Betreibermodelle dafür geschaffen, alle rele­
vanten Akteure auf lokaler Ebene in die Ver­
antwortung gebracht und deren Zusammen­
wirken eingeübt werden. 

Kapazitätsaufbau im Kleinen 

Daher wurden in Vorbereitung auf größere 
Investitionen zuerst kleine, kommunale Was­
serversorgungsunternehmen, die privatwirt­
schaftlich arbeiten, in den Städten Yei (2012), 
Yambio (2013) und Torit (2015) konzipiert und 
etabliert. Da auf keine oder keine funktionie­
rende Infrastruktur zurückgegriffen werden 
konnte, errichtete die GIZ ein kleines Wasser­
system mit Wasserkiosken, Wassertankerfüll­
stationen und mobilen Wassertankern, an­
hand dessen die Betreiber ihre technischen, 
administrativen und finanziellen Kapazitäten 
aufbauen konnten. In Yei installierte die GIZ 
sogar ein komplettes kleines Infrastruktursys­
tem neu. Dazu gehörten zwei Tiefbrunnen, 

deren Wasser in einen Wassertank gepumpt 
und dann chloriert wird. Das Verteilungsnetz 
umfasste eine Wassertankerfüllstation und 
neun neugebaute Wasserkioske, die durch 
Gravitation über Wasserleitungen versorgt 
werden. Zusätzlich wurden während der er­
sten Krise mobile Wassertanker beschafft, 
um besonders schwache Bevölkerungsgrup­
pen zu erreichen. In Torit dagegen wurde ein 
bestehendes, nicht funktionierendes Wasser­
system in Betrieb gebracht und dann von der 
KfW Entwicklungsbank rehabilitiert. 

Um die lokalen Kapazitäten zu fördern, 
setzt das Betreibermodell auf lokales Perso­
nal, das bei Bedarf externe Unterstützung zur 
Erfüllung der Aufgaben bekommt. Größere 
Investitionen in die Basisinfrastruktur in den 
Partnerstädten durch die KfW waren unter 
anderem an die rechtliche Etablierung und 
Ausstattung dieser Unternehmen mit dem 
notwendigen Personal sowie an das Vorliegen 
grundlegender Stadtplanungsdokumente 
und Leistungsdaten gekoppelt. Wichtig war 
außerdem, kostendeckende Tarife einzufüh­
ren, die trotzdem eine armutsorientierte Ver­
sorgung sicherstellen. 

Die Kommunalverwaltung setzte als Ei­
gentümer der Versorgungsunternehmen ein 
Aufsichtsgremium ein, das die Leistung über­
wachte und die strategische Entwicklung vor­
gab. In dieses Gremium wurden lokale staat­
liche und nichtstaatliche Akteure integriert. 
Die Erfolge in der Wasserversorgung dienten 
auch der Legitimation der beteiligten lokalen 
Akteure und Institutionen. Dies verbesserte 
zugleich das Verhältnis und das Rollenver­
ständnis zwischen den Bürgern und ihren 
lokalen Verwaltungen. 

Auch in der aktuellen Krise kann in To­
rit und Yambio nun jeden Tag sicheres Trink­
wasser für jeweils mindestens 5000 Men­
schen über Kioske und Wassertanker sowie 
mobile Wassertanker zur Verfügung gestellt 
werden. 

erfahrungen – erfolge – lernfelder 

Der Ansatz auf lokaler Ebene war wichtig, 
um zwei Ziele zu erreichen: Zum einen wur­
de die Versorgung der Bevölkerung schnell 
verbessert, zum anderen wurde ein wichtiger 
Beitrag zum Staats­ und Institutionenaufbau 
geleistet, indem lokale Akteure Verantwor­
tung entsprechend ihres Mandats übernah­
men. Die Verantwortung für die Wasser­ und 
Sanitärversorgung auf der dezentralen Ebe­

Da es vielerorts keine Wasserleitungen im 

Südsudan gibt, muss das Trinkwasser 

teilweise mit Tankwagen zu den Kunden 
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ne zu verankern und mit lokalen Akteuren 
zu arbeiten, war ein wichtiger Faktor für das 
Engagement, die Selbstverpfl ichtung und die 
Resilienz der beteiligten Akteure. Besonders 
deutlich wurde dies während der ersten Kri­
se im Dezember 2013. Die lokalen Strukturen 
waren in der Lage, die kleinen Systeme auf­
rechtzuerhalten, auch ohne Präsenz interna­
tionaler Akteure vor Ort. Daran konnte 2014 
nahtlos angeknüpft werden. 

Die Arbeit auf den verschiedenen staat­
lichen Ebenen schaff te großes Potenzial für 
eine schnelle Ausweitung der Programm­
aktivitäten, sie schaff te aber auch eine not­
wendige und eff ektive Unterstützung bei der 
Lösung von Konfl ikten auf lokaler Ebene. 
Die Rückmeldung zu den praktischen Er­
fahrungen von lokaler Ebene ist außerdem 
notwendig, um langfristig erfolgreiche Mo­
delle zur Basisversorgung auch in anderen 
Bereichen national zu etablieren. So konnten 
Governance­Modelle der Aufsichtsräte der 
Wasserunternehmen 2016 auf den kommu­
nalen Betrieb von Schlachthäusern in Public­
private­Partnerships in Wau, Aweil, Kuajok 
und Rumbek übertragen werden.

Zudem hat sich gezeigt: Wo lokale Ver­
sorgungsstrukturen bestehen, ist es wichtig, 
diese auch in Krisenzeiten zu nutzen und zu 
unterstützen. Dadurch wird zum einen ver­
mieden, dass Konfl ikte, etwa im Wettbewerb 
von Tarifen, entstehen. Zum anderen kann 
damit auch in Krisenzeiten ein wichtiger Bei­

trag zur Etablierung nachhaltiger Systeme 
geleistet werden. Ein bestehendes System 
kann für die Notversorgung aufgestockt oder 
angepasst werden. So wurden zum Beispiel 
für bestehende kommunale Wasserversor­
gungsunternehmen zur Notversorgung mo­
bile Wassertanker angeschaff t, die fl exibel 
dort eingesetzt werden können, wo die Bevöl­
kerung von der Versorgung abgeschnitten ist 
oder größere Menschenmassen, wie etwa in 
informellen Siedlungen intern Vertriebener, 
zu versorgen sind. Eine kurzfristig notwen­
dige Notversorgung der Bevölkerung sollte 
daher immer die bestehenden Systeme nut­
zen beziehungsweise auf diesen aufb auen. 

Die wirtschaftliche Krise im Südsudan 
mit hoher Infl ation und dem Währungsver­
fall seit 2015 führte zu einer Kostenexplosion 
für grundlegende Betriebsmittel der Was­
serversorger, vor allem für Diesel. Die Ver­
sorgung der Bevölkerung mit Trinkwasser 
zu erschwinglichen Preisen wird in dieser 
schweren wirtschaftlichen Krise vor allem 
durch die internationale Gemeinschaft er­
möglicht, die die Wasserversorgungsunter­
nehmen fi nanziell unterstützt, um deren 
Dienstleistungen sicherzustellen. Auch die 
GIZ unterstützt den Betrieb der Anlagen in 
Yei, Yambio und Torit in der aktuellen Krise 
weiter, etwa über fi nanzielle Zuwendungen 
und Dieselbeschaff ung, um die dringend 
notwendige Wasserversorgung aufrechtzu­
erhalten. Dies ist auch wichtig, um bei einer 

Verbesserung der Sicherheitssituation direkt 
an die bestehenden lokalen Strukturen an­
knüpfen zu können und diese weiterzuent­
wickeln, wie es auch 2014 in Yei möglich war. 
Nachhaltige, strukturbildende Maßnahmen 
bedürfen eines gewissen Maßes an Stabilität, 
etwa im Bereich der wirtschaftlichen Rah­
menbedingungen oder der persönlichen Si­
cherheit der beteiligten Akteure. Nachhaltige 
Entwicklung – insbesondere in fragilen Staa­
ten wie dem Südsudan – braucht Ausdauer 
und Beharrlichkeit und das Zusammenwir­
ken aller – der Regierung, der Wirtschaft und 
der Entwicklungszusammenarbeit –, um die 
Lebensbedingungen im Land langfristig zu 
verbessern. 
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Bürgerkriegsland Südsudan

Seit dem Friedensabkommen 
(Comprehensive Peace Agree­
ment – CPA) 2005 mit dem Su­
dan und der späteren Unabhän­
gigkeit 2011 gab es nur wenige 
Jahre ohne größere Unruhen im 
Südsudan. Mit dem Ausbruch 
des Bürgerkriegs 2013 und der 
stetig wachsenden wirtschaftli­
chen Krise kommen eine Flücht­
lingskatastrophe und nun auch 
eine Hungerkatastrophe hinzu.

Es gibt kaum eine funk­
tionierende Infrastruktur und 
Dienstleistungen, sei es im Be­
reich Straßen, Elektrizität oder 
Wasser und Sanitär. Weniger als 
die Hälfte der Bevölkerung hat 
Zugang zu sicherem Trinkwas­
ser, und weniger als jeder Fünfte 
hat Zugang zu einer angemes­
senen Sanitärversorgung.

In den letzten Jahr­
zehnten haben externe 

humanitäre Akteure, ins­
besondere internationale 
Nichtregierungsorganisationen 
und die UN­Agenturen, eine 
grundlegende Versorgung im 
Bereich Bildung, Wasser und 
Gesundheit für einen Teil der 
Bevölkerung als Nothilfe be­
reitgestellt. Die Unterstützung 
der Akteure war klar auf die 
kurzfristige und notlindernde 
Versorgung der Bevölkerung 
ausgerichtet. 

Um eine Basisversor­
gung im Wasser­ und Sanitär­

sektor sicherzustellen, gibt es 
laut der nationalen Investi­
tionsplanung (Unicef, Rural 
WASH Investment Plan 2013; 
GIZ Urban WASH Investment 
Plan 2013) eine Investitions­
lücke von über 1,6 Milliarden 
Dollar. Die fehlende Infra­
struktur und der Mangel an 
Institutionen und Kapazitäten 
auf allen Ebenen stellen zu­
sätzliche Herausforderungen 
für die dringend notwendige 
Verbesserung der Wasserver­
sorgung im Land dar.
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Weltweite Gefahr

80 bis 90 Prozent aller Antibiotika weltweit 
werden in Indien und China produziert. Ein 
Zentrum der Pharmaproduktion ist das 
indische Hyderabad. Dort untersuchten deut-
sche Wissenschaftler und Journalisten 
Industrieabwässer und fanden darin multire-
sistente Erreger. Diese gelangen durch Han-
del, Tourismus oder sogar Zugvögel in 
andere Länder weltweit. In Europa sterben 
Studien zufolge rund 90 000 Menschen jähr-
lich an Infektionen, die durch multiresistente 
Keime ausgelöst werden. Sie kommen vor 
allem in Krankenhäusern vor. Der Infektions-
mediziner Christoph Lübbert vom Universi-
tätsklinikum Leipzig warnt vor einer globalen 
Gefahr. Er war selbst bei den Recherchen in 
Hyderabad dabei.

Christoph Lübbert im Interview  
mit Sabine Balk

Warum hat das Problem der multiresistenten 
Erreger (MRE) in den vergangenen Jahren so 
zugenommen?
Bakterien haben sich seit jeher gegen natür-
lich vorkommende Antibiotika, die z. B. von 
Pilzen produziert werden, wehren müssen. 
Dann wurden aus der Natur gewonnene und 
auch künstliche Antibiotika entwickelt. Sie 
werden seit Jahren übermäßig eingesetzt, 
in der Medizin am Menschen zum Beispiel, 
aber auch in der Tiermast. Wenn Bakterien 
Antibiotika massiv ausgesetzt sind, bilden 
sich Resistenzen heraus. Das kann in Kran-
kenhäusern, in Laboren und auch in der 
Pharmaproduktion geschehen. Es passiert 
in der Praxis vor allem dann, wenn ein Anti-
biotikum zu ungezielt und zu oft verschrie-
ben wird. Besonders gefährlich wird es, 
wenn Antibiotika in die Umwelt gelangen 
und dort auf ohnehin schon resistente Er-
reger treffen. Dann wirken sie dort wie ein 
Inkubator und heizen die Bildung von Mul-
tiresistenzen an. 

Gegen diese Erreger gibt es wirklich kein 
Gegenmittel?
Heute gibt es meist noch zwei bis drei An-
tibiotika, die gegen extrem multiresistente 
Erreger wirken. Aber das ist nicht viel, wir 
stehen allmählich mit dem Rücken zur 

Wand. Wenn die Entwicklung so weiter-
geht, haben wir irgendwann kein wirkungs-
volles Antibiotikum mehr gegen bestimmte 
„Keime“. Das macht Angst.

Warum ist das Problem in Entwicklungs- und 
Schwellenländern wie Indien noch ernster 
als bei uns?
Es gibt einen massiven Verbrauch an Anti-
biotika. Sie werden ohne Verschreibungs-
pflicht ausgegeben und sind verhältnismä-
ßig billig. Ein Problem ist vielfach natürlich 
auch fehlende Hygiene. Laut einer Studie 
sterben in Indien jährlich etwa 60 000 Neu-
geborene an Infektionen durch MRE. Au-
ßerdem wird in Indien nicht getestet, wel-
che krankmachenden Bakterien Patienten 
im Körper haben und welche Antibiotika 
dafür eingesetzt werden müssen. Häufig 

ist die Technologie dafür gar nicht vorhan-
den. In vielen Ländern ohne ausreichende 
mikro biologische Diagnostik werden ver-
schiedene Antibiotika einfach nach dem 
Prinzip „Trial and Error“ eingesetzt. An der 
Uniklinik Leipzig testen wir beispielswei-

se standardmäßig auf 24 Substanzen, aber 
das ist so nicht überall Standard. Die Sen-
sibilität für das Problem hat sich auch in 
Deutschland erst in den vergangenen Jah-
ren entwickelt. Wir lernen jeden Tag über 
die Globalisierung von Erregern und Resi-
stenzmechanismen hinzu. In Indien ist das 
Bewusstsein für die Situation im Gesund-
heitswesen wie auch in der Umwelt noch 
unzureichend entwickelt. 

Wie sind Sie darauf gekommen, dort nach 
multiresistenten Erregern zu suchen?
Wir screenen in Leipzig schon länger alle 
Patienten, die in ausländischen Kranken-
häusern oder als Touristen im Ausland 
waren, bei der Krankenhausaufnahme auf 
MRE. Das Vorkommen von bestimmten 
MRE bei Indienreisenden war auffällig 

hoch. Wir wollten wissen, warum. Da kam 
der NDR mit ins Spiel, der sich auch für 
das Thema interessiert hat und einen Film 
darüber machen wollte. Also sind wir ge-
meinsam nach Hyderabad gefahren. Dort 
zeigten unsere Wasserproben, dass sehr 

Indische Pharmakonzerne wie Dr. Reddy‘s Laboratories produzieren in Hyderabad Antibiotika für 

den globalen Markt. 
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problematische Erreger in großer Zahl in 
der freien Umwelt vorkommen, und dass 
in der direkten Umgebung von Produkti-
onsstätten der Pharmaindustrie sehr hohe 
Konzentrationen von Antibiotika und auch 
Antimykotika vorhanden sind. Das ist be-
sorgniserregend. Die Quelle der MRE sind 
aller Wahrscheinlichkeit nach vor allem 
die Ausscheidungen von Menschen und 
Tieren, zusätzlich wird das Resistenzpro-
blem über die Abwässer der Pharmaindu-
strie weiter „angeheizt“. Wir haben darüber 
nicht nur einen Film gemacht, sondern die 
Ergebnisse mit einer systematischen, wis-
senschaftlichen Studie belegt (siehe Lüb-
bert et. al., 2017). 

Wie sieht es in Afrika aus? 
Dort gibt es ähnliche Probleme wie in 
Indien. Aber es gibt noch gar keine Er-
fassung. Wenn Sie da genau hingucken, 
finden Sie wahrscheinlich noch mehr Resi-
stenzprobleme als bisher bekannt. Es gibt 
in Afrika aber keine nennenswerte Phar-
maproduktion, aus der Antibiotika in die 
Umwelt gelangen könnten. Afrika hat aber 
ein anderes Problem: Die Qualität der Me-
dikamente, die zu uns nach Europa kom-
men, wird wenigstens geprüft, wenn auch 
nicht die genauen Umstände ihrer Herstel-
lungsmethode. Aber die Medikamente, die 
aus Indien und China nach Afrika geliefert 
werden, sind oftmals von geringerer Qua-
lität. Afrika bekommt das Zeug, das nicht 
weltmarktfähig ist. 

China ist ebenso ein riesiger Pharmaprodu-
zent. Wie sind die Bedingungen dort?
In China gibt es einen großen Unterschied. 
Ich glaube, die Infrastruktur der Industrie 
ist besser als in Indien. In China sind die 
Unternehmen an die reguläre Wasserver-
sorgung angeschlossen. In Indien lassen sie 
den ganzen Tag lang Wasser in Tankwagen 
anliefern. Meist gibt es keine systematische 
Abwasserentsorgung. Vieles erinnert an die 
Frühzeiten der industriellen Revolution in 
Europa. Über China wissen wir aber auch 
nicht so viel. Dort verhindert das autokra-
tische System unabhängige Recherchen. In 
Indien können sich Journalisten und Wis-
senschaftler frei bewegen, also kann man 
Probleme besser ausleuchten. Beide Län-
der hängen zusammen. Die Grundstoffe für 
die Antibiotika kommen meist aus China 
und werden in Indien weiterverarbeitet. 
Dann wird es von den westlichen Pharma-

konzernen einfach umgelabelt und kommt 
mit gigantischen Gewinnspannen auf den 
Markt. Das bleibt alles sehr intransparent, 
was dem Interesse der Industrie entspricht. 

Was sagen denn die indischen Pharmakon-
zerne zu den Vorwürfen?
Sie weichen der Diskussion aus. Im Mo-
ment stehen womöglich noch die Rendite-
ziele im Vordergrund. Sie machen es sich 
einfach, bagatellisieren und leugnen alles. 
Die Pharmafirmen haben eine Gegenstudie 
vorgelegt, der zufolge die Belastung mit 
MRE um Industrieanlagen nicht höher ist 
als anderswo im Land. Aber die Beweis-
führung der Studie steht auf methodisch 
ganz schwachen Füßen. Stolz darauf, dass 
Indien diesen Industriezweig so ausgebaut 
hat und nun die ganze Welt dort Tabletten 
kauft, spielt bestimmt auch eine Rolle. Das 
ist wie bei uns vor 30 Jahren – und die Die-
selprobleme der deutschen Autoindustrie 
zeigen, dass sich Umweltbewusstsein auch 
bei uns noch nicht überall dort durchge-
setzt, wo es nötig wäre. Und dass es an 
effektiven Kontrollen nicht nur in Indien 
mangelt.

Was sollte jetzt geschehen, um das Problem 
MRE einzudämmen?
Wenn wir jetzt mit dem Zeigefinger kämen 
und den Indern Bedingungen diktieren, 
wie sie künftig Arzneimittel produzieren 
sollen, löst das sicher einen Abwehrreflex 
aus. So geht es sicher nicht. Wir müssen 
aber in der internationalen Diskussion ei-
nige Dinge klar machen:

 ● Erstens: Wir haben ein Problem, und 
es ist größer als angenommen. 

 ● Zweitens: Bei der Produktion von 
Antibiotika dürfen diese Substanzen unter 
keinen Umständen in die Umwelt gelan-
gen, das heißt, es muss rückstandsfrei pro-
duziert werden. Das ist eigentlich auch so 
festgelegt, es funktioniert aber nicht. 

 ● Drittens: Jedes Land muss Verant-
wortung übernehmen, denn es geht um die 
Gesundheit seiner Bevölkerung und der 
Weltbevölkerung. 

In den schlimmsten Fällen müssen 
Regierungen Fabriken schließen oder sie 
zur Modernisierung zwingen. 

Und die westlichen Pharmakonzerne?
Die stehen natürlich auch in der Pflicht. 
Sie müssten die Herkunftswege ihrer Me-
dikamente transparent machen. Es muss 

auf der Verpackung klar erkennbar sein, 
wo welche Inhaltsstoffe wie verarbeitet 
wurden. Das können mir derzeit weder die 
Vertriebsmitarbeiter noch das höhere Ma-
nagement sagen, wenn ich sie frage. Die 
Produktionsstandorte ändern sich auch 
ständig, da entscheiden dann drei Cent 
pro Tablette weniger über einen Wechsel 
zu einem anderen Hersteller. Mit einer 
Kennzeichnungspflicht würde man die In-
transparenz aufbrechen und könnte auch 
erkennen, wo welche Profite draufgeschla-
gen werden. Das ist ähnlich wie in der Tex-
tilbranche. 

Wie sollte es politisch weitergehen?
Es wäre schade, wenn unsere Initiative nur 
ein Strohfeuer bliebe. Ich hoffe, es entwi-
ckelt sich nun ein Bewusstsein in der Öf-
fentlichkeit, in Wirtschaft und Politik über 
die globale Gefahr der MRE. Ich denke, es 
gibt die Chance, dass es bei dem anstehen-
den G20-Treffen ein Thema sein wird. Das 
wäre genau das richtige Forum, um das 
Thema anzupacken. Da sitzen auch Indien 
und China mit am Tisch. Das wäre enorm 
wichtig. Außerdem stößt unsere Studie in 
der wissenschaftlichen Community auf 
breites Interesse. Das weckt auch Hoff-
nungen. Wir müssen Forschung und Evi-
denz vorantreiben und verbessern.
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LInKS

ARD-Dokumentation über multiresistente 

Keime in Verbindung mit indischen 

Pharmafirmen:

http://www.daserste.de/information/

reportage-dokumentation/dokus/videos/

der-unsichtbare-feind-video-102.html

Lübbert, C., et al., 2017: Environmental 

pollution with antimicrobial agents from bulk 

drug manufacturing industries in Hyderabad, 

South India, is associated with dissemination 

of extended-spectrum beta-lactamase and 

carbapenemase-producing pathogens.

http://link.springer.com/article/10.1007%

2Fs15010-017-1007-2
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